
Rückbau schon finanziert haben. 
Die Energiewende wird für uns alle 

spürbar und sichtbar sein. Mit guten 
Beteiligungsformen jedoch wird sie 
zu einem wichtigen Faktor regionaler 
Wertschöpfung werden. Gerade auch 
deshalb sollten wir die Erneuerbaren 
als große Chance begreifen und diese 
beim Schopfe packen.

Vogelschutz 
gewährleistet
Sorgen um Vögel und Fledermäuse 
sowie den Artenschutz werden vom 
Planungsrecht nicht übergangen: 
Vor jedem Bau eines neuen Wind-
rads muss heute per Gesetz ein Vo-
gelschutzgutachten eingeholt werden. 
Vogel- und Naturschutzgebiete sind 
für Windkraftanlagen von vorne he-
rein tabu. Hochspannungsleitungen, 
Verkehr und viele hohe Bauwerke tö-
ten wesentlich mehr Vögel als Wind-
kraftanlagen, dies belegen zahlreiche 
langjährige Untersuchungen.

Keine Angst vor Lärm, 
Schatten- und Disko-
Effekten

Ängste vor Lärm, Schattenwurf und 
Disko-Effekt sind ernst zu nehmen, 
aber es gibt schon heute gesetzliche 
Lärmschutzvorschriften und Min-
destabstandsflächen zur Wohnbebau-
ung. Durch technische Neuerungen 
werden moderne Windräder dazu 
immer leiser. Umgebungsgeräusche 
wie Windrauschen und Straßenver-
kehr übertönen die Windräder mo-
derner Bauart. Und heutige Windrä-
der haben eine matte Oberfläche, so 
dass es zu Sonnenspiegelungen nicht 

mehr kommen kann.
Andreas Lösche

I n h a l t

nahverkehr in der 
Region Bamberg
Was man alles besser ma-
chen könnte und wie der An-
gebotsmangel möglicherwei-
se zum Konjunkturprogramm 
für Hotels in der Innenstadt 
werden könnte.
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… sind überfällig
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Wie arme Menschen um ihr 
Geld betrogen werden.
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vermeidet.
Wie die Stadtbau für zweck-
fremde Projekte missbraucht 
wird.
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berg jongliert mit mehreren 
Varianten.
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Im Mai ging die Anhörung 
des Planungsverbandes 
Oberfranken-West zu den 
Vorrangflächen für Wind-
kraft in die zweite Runde. 
Dabei wurden im Land-
kreis Bamberg zwar eini-
ge Flächen gestrichen, an-
dere dafür erweitert oder 
leicht verschoben. Insge-
samt ist ein halbwegs be-
friedigender Plan heraus 
gekommen, sieht man 
einmal davon ab, dass 
die windhöffigsten Ge-
biete auf dem Albtrauf 
unberücksichtigt blie-
ben, teils aus verständ-
lichen, teils aus weniger 
verständlichen Grün-
den.

Wenn wir es ernst 
meinen mit der Ener-
giewende, kommen 
wir um Windparks 
auch bei uns nicht he-
rum. Doch das ist po-
sitiv zu sehen. Wäh-
rend Atom- und Koh-
lekraft an wenigen 
Standorten produzie-
ren, findet die Ener-
giewende dezentral 
statt, und wir alle 
sind ein Teil davon. 
So profitieren Kom-

munen durch 

Gewerbesteu-
er- und Pachtein-

nahmen, lokale Fir-
men mit Bau- und 
Wartungsaufträgen 
und natürlich die 
Menschen vor Ort 
durch Arbeitsplät-
ze und Beteiligun-
gen an Bürgerpro-
jekten.

Effiziente Arbeitsplätze
Zum Beispiel die immer wieder aufge-

stellte Behauptung, Windkraft-
anlagen könnten in Oberfran-
ken nicht wirtschaftlich arbei-
ten. Im Gegenteil, sie arbeiten 
effizient und sind eine tragen-
de Säule der Energiewende. 
Sie schaffen Arbeitsplätze, 
deutschlandweit sind es der-
zeit fast 100.000, und wer-
den so auch zu einer Hoff-
nung für unseren Bezirk.

Windenergie 
billigste der 
Energiearten

Häufig wird der Wind-
energie auch vorgewor-
fen, sie werde künstlich 
und mit staatlichen Mit-
teln hochgepäppelt. Doch 
auch das trifft nicht zu: 
Während Atomstrom 
und Kohlekraftwer-
ke hohe Zuschüsse aus 
Steuergeldern erhalten, 
fließen in die Wind-
energie keine staatli-
chen Subventionen. Seit 
die Erneuerbaren bei 
uns ausgebaut werden, 
sinkt der Strompreis an 
der Strombörse sogar. 
Nur geben die Strom-
versorger dies nicht an 
die Verbraucher wei-

ter. In einem fairen 
Vergleich oh-

ne Sub-

ventionen wä-
re die Windenergie 
die billigste aller Ener-
gieformen. Und – an-
ders als bei Kohle- und 
Atomkraft – denkt der 
Gesetzgeber bei der 
Windenergie auch 
noch nachhaltig: Wer 
heute ein Windrad 

projektiert, muss 
sogar des-

sen 
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Energiewende –  
aufwind für die Region

Kontakt für Interessierte 
zum arbeitskreis Energie 
über 
andyloesche@aol.com

Mehr Infos zum Regionalplan:
www.oberfrankenwest.de
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Wo Neues entsteht, regt sich 
aber auch immer Widerstand. Ei-
nige wollen sich mit den Wind-
rädern vor Ort schlicht nicht an-
freunden und gründen Gegenini-
tiativen. Auf den Jura-Höhen bei 
Wattendorf und Stadelhofen ist 
dies nachvollziehbar, ziehen sich 
bereits Autobahn, Freiflächenpho-
tovoltaik und Hochspannungslei-
tungen durch die Landschaft. Sol-
che Gebiete gelten gerade deshalb 
als geeignet, weil sie „vorbelastet“ 
sind – eine mehr als unglückliche 
Formulierung.

Andernorts ist der Widerstand 
nur schwer zu verstehen, und es 
hat oftmals den Anschein, als gin-
ge es weniger um die Windräder 
als vielmehr um die Stammtisch-
hoheit in der jeweiligen Gemeinde. 
Mitunter abstruse Argumente wer-

den ins Feld geführt (wie etwa kilo-
meterweites Eisklumpenschleudern 
der drehenden Windräder), und be-
drohlich wirkende Fotomontagen tun 
ihr Übriges zu einer unnötigen Emo-
tionalisierung der Debatte. 

Hier setzen wir mit unserem 
Arbeitskreis Energie an, 
den zwar wir Grünen 
ins Leben gerufen 
haben, 

dem sich 
jedoch Exper-
ten ebenso wie inter-
essierte BürgerInnen ange-
schlossen haben. Unser gemein-
sames Ziel ist es, die Klimaallianz 
in Stadt und Landkreis voranbrin-
gen zu helfen. Mit einer inzwischen 
tausendfach verteilten Informations-
broschüre entkräften wir die wich-
tigsten Vorurteile.

1500 neue Windräder kann sich die bayerische Staatsregie
rung für Bayern vorstellen. Viele davon werden in Ober
franken stehen, hier nämlich bieten die Windverhältnisse 

im bayerischen Vergleich neben dem Voralpenge
biet die besten Voraussetzungen. Die Energiewen
de wird unsere landschaft verändern, aber noch 
viel mehr wird sie Vorteile bringen.

Sonntag, 21.7.2013, 11 Uhr
Windkraft und Denkmal schutz 
– Vortrag mit  Diskussion
Referent: Dr. Thomas Gunzel-
mann vom Bayerischen Landes-
amt für Denkmalpflege
„Gasthaus Steigerwald“, Lisberg

Enerigiewende 
Bamberg

Windrad. Foto: Luise / pixelio.de
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Das muss man sich auf der 
Zunge zergehen lassen: An ei-
ner Straße, die für Rettungs-
fahrzeuge relevant ist, parken 
widerrechtlich Autos. Aber die 
Stadt sorgt nicht etwa dafür, 
dass die Falschparker schleu-
nigst verschwinden, sondern 
sieht einfach zu, wie die Sozi-
alstiftung, die übrigens auch 
nichts gegen das Wildparken 
unternommen hat, einfach ei-
ne breitere Straße baut. So wird 
der Ottobrunnen vom Baurefe-
renten Ilk Stück für Stück preis-
gegeben.
Bamberg Bananenrebup-Ilk! sys

gungsverfahren noch ein Buß-
geld geben, die Stadt lässt alles 
so, wie es ist.

dem Platzregen musste das 
Kaffeemobil unter einer Pla-
ne in Schutz gebracht werden, 
die Sonnenschirme mutier-
ten zu Regendächern, und so 
mancher Kaffee wurde unge-
bührlich verwässert und eini-
ge Pläuschchen unsanft abge-
brochen.

Spaß gemacht hat’s trotzdem. 
Dank geht noch an das Moh-
renhaus fürs Ausleihen der tol-
len Stühle, ans Wonka Tonka 
für den goldenen Deko-
Frosch und an das Blu-
mengeschäft am Max-
platz für die Tischblüm-
chen.

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister  
– hey Andi, psst, hör mal zu!

Unter uns, sochamol, hast du den Stieringer eigentlich noch im Griff? Wir wissen 
natürlich, dass ihr ein echtes Männerteam seid – kein Blatt passt zwischen euch. Für 
deine Wiederwahl hat der große Klaus eifrig im mittelständischen Bürgertum gefischt, 
und du garantierst ihm zuverlässig seinen jährlichen StadtmarketingZuschuss und 
weitere Privilegien. „win and win“ nennt man das heute, altmodisch hieß das noch 
Gemauschel. aber es funktioniert allemal, wie man sieht.
Für sein „win“ braucht der Klaus die Bamberger Realisten ganz offenbar nicht mehr 
und hat sie deshalb wie heiße Kartoffeln fallen lassen, um kurz vor der nächsten Wahl 
zu deiner SPDFraktion überzulaufen und seine Karriere direkt in deinem Wind
schatten zu sichern. Soweit nachvollziehbar, wenn auch weit entfernt von jeglicher 
Programmatik, denn der Klaus vertritt ja jetzt völlig andere Ziele (vor allem in der 
Verkehrspolitik) als die, für die er mal gewählt wurde.
Gänzlich aus den Socken gekickt hat uns aber die nachricht, dass er über die hanns
SeidelStiftung Wahlkämpfer der CSU schult – dort ist er doch tatsächlich der haupt
referent bei einem zweitägigen Seminar „Ich werde Bürgermeister“.
hey, andy, merkst du’s nicht? Dein Büttel wächst dir längst über den Kopf! lässt du 
den Klaus etwa ernsthaft deinen Konkurrenten beibringen, wie man’s macht? Oder ist 
er subversiv unterwegs und erzählt denen lauter Schmarrn, dürfte ihm ja nicht schwer 
fallen? Und wenn ja, was kriegt er dafür? hast du ihm den nächsten Referentenposten 
schon versprochen?
Mensch, andy, pass mal lieber auf, wer hier eigentlich wen in der hand hat und ob 
nicht schon längst der Schwanz mit dem hund wedelt.

Mit aufmerksamen Grüßen

S t a d t r a t s f r a k t i o n

Bamberg, im Juli 2013

Betrifft: „Hund- oder Schwanzwedeln“

Foto:  Erich Weiß

Schwarzbau im Ottobrunnen.  Foto: Andreas Reuß

GAL Bamberg 
auf facebook

Einen Eisblock überreichte die 
GAL-Stadtratsfraktion an den Bamberger Bür-
germeister Werner Hipelius als Sitzungsleiter 
der Juni-Vollsitzung des Stadtrats. Die GAL er-
innerte damit an den 20-jährigen Geburtstag 
von Bambergs Mitgliedschaft im weltweiten 
Klimabündnis.

Fröhliche Geburtstagsfeierlaune sollte der Eis-
block erwartungsgemäß nicht symbolisieren, ist 
der Klimaschutz doch ein Stiefkind von Stadt-
spitze und Stadtratsmehrheit, das massiv ver-
nachlässigt wird und kaum Beachtung findet.

Durch viele Einzelentscheidungen trägt so 
auch die Stadt Bamberg zum weltweiten Klima-

wandel und zur Eisschmelze bei. Wie sehr allein 
2012 und 2013 im Stadtrat gegen Klimaschutz-
Ziele verstoßen wurde, listete die GAL bei der 
Eisblock-Präsentübergabe beispielhaft mit den 
„Flop Five“ der klimaschädlichen Stadtratsent-
scheidungen auf: 

Vom autoverkehrsfördernden Parkplatzbau 
am Michelsberg und dem mangelhaften Nahver-
kehrsplan, über eine Behinderung von Dämm-
maßnahmen, bis hin zu Millioneninvestitionen 
in einen Flugplatzausbau und eine halbherzige 
Radverkehrsförderung.

Mehr Infos über die Flop Five: www.gaznet.
de > Umwelt. sys

Was Verkehr und Parken an-
geht, sind die Gebiete um die 
Kliniken am Bruderwald und 
am Michelsberg mittlerweile 
offensichtlich zur rechtsfreien 
Zone geworden.

Erst vor einem Jahr wur-
den 246 von der Sozialstiftung 
beim Klinikum schwarz gebau-
te Parkplätze im Nachhinein le-
galisiert. 

Jetzt hat SSB-Geschäftsfüh-
rer Frauenknecht seinen neues-
ten Coup gelandet. Er ließ die 
kleine Anliegerstraße durch 
den Ottobrunnen auf eigene 
Faust verbreitern, ohne dafür 
eine Genehmigung auch nur 
zu beantragen. Der Ottobrun-
nen gehört zum Weltkulturerbe 
und ist ein Naturkleinod mitten 
in der Stadt.

Auf Nachfrage beim Baure-
ferenten Ilk antwortete dieser: 
Aus Sicht der Sozialstiftung sei 
dies nötig gewesen, weil durch 
parkende Autos die Zufahrt 
für Rettungsfahrzeuge nicht 
mehr gewährleistet gewesen 
sei. Er als Baureferent halte die-
se Argumentation für überzeu-
gend und werde den erneuten 
Schwarzbau der Sozialstiftung 
deshalb „tolerieren“. 

Das heißt, es wird auch nach-
träglich weder ein Genehmi-

Baureferent lässt Sozialstiftung 
schwarz bauen

Für Irritationen sorgte das 
schon erst mal. Plötzlich eine 
Menge grüner Stühle und Ti-
sche in den verschiedensten 
Variationen auf dem Maxplatz, 
dazu bunte Sonnenschirme, ein 
goldener Frosch und ein Fahr-
rad-Kaffeemobil.

Neugierige wagten sich he-
ran und wurden auch gleich 
näher gebeten – zum „espres-
so politico maximiliano“. Die 
Grünen aus Bamberg Stadt 
und Land luden zum politi-
schen Gespräch mit den Grü-
nen-KandidatInnen für Bun-

destag, Landtag und Bezirks-
tag ein und ließen von „Mokka 
makan“ bio-fairen Kaffee aus-
schenken. Sie wollten aber auch 
zeigen, wie man den Maxplatz 
auf relativ einfache Art bele-
ben und nutzen könnte. Die 
Reaktionen waren denn auch 
durchweg begeistert: „Macht 
das doch öfter!“ oder „Das ist 
so einfach und doch macht es 
was her“.

Leider machte bald das Ap-
rilwetter trotz Ende Juni den 
Grünen einen Strich durch 
die Rechnung: Bei strömen-

espresso politico maximiliano
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geeigneter Stelle Wunder. Vor 
Jahren angedacht, hat sich aber 
leider zum Beispiel in Sachen 
Mainbrücke zwischen Bisch-
berg und Oberhaid nie wirk-
lich etwas getan.

Mobilität als solche muss 
sich wandeln, und zwar grund-
legend. Dies wird nur gelin-
gen, wenn die Alternativen 
zum Auto attraktiv und loh-
nend sind. Je mehr Menschen 
auf öffentliche Verkehrsmittel 
umsteigen, je besser sie ange-
nommen werden, desto leichter 
wird es mit dem qualitativen 
wie quantitativen Ausbau, an 
den Bedürfnissen derer orien-
tiert, die sie nutzen oder noch 
nicht nutzen. Das Ganze wird 
eine enorme Anschubfinanzie-
rung brauchen. Die aber wird 
eine zukunftsweisende Investi-
tion sein, eine, die sich rechnen 
wird, für die Nüßleins, Oma 
Eichelsdörfer und uns alle …

Andreas Lösche

Immer aktuell
www.gaznet.de

Foto:  Erich Weiß

In und um und um Bamberg herum

Was taugt der ÖPNV in der 
Region? Das wollte die Kreis-
tagsfraktion mal am konkreten 
Beispiel herausfinden und stell-
te den Grünen-Mitgliedern im 
Bamberger Landkreis eine Auf-
gabe: Sie sollten mit öffentli-
chen Verkehrsmitteln ins Bam-
berger Landratsamt zu einer 
Sitzung des Kreistags kommen. 
Kein allzu schwieriges Unter-
fangen, sollte man meinen, für 
jeden Bürger und jede Bürgerin 
eigentlich machbar. Immerhin 
befindet sich das Landratsamt 
in zentraler Lage in Bamberg, 
direkt gegenüber vom Bahn-
hof, und die Sitzungen finden 
nur werktags statt, Beginn 14 
Uhr, Ende ca. 17 Uhr.

Die Rückmeldungen aus 
dem grünen Lager gaben 
ein zwar nicht repräsenta-
tives, doch aber viel sagen-
des Bild des öffentlichen 
Verkehrs im Landkreis ab.

Für Grüne aus Bischberg 
(mit Stadtbusanbindung) oder 
Baunach (Bahnanbindung) 
stellt die Angelegenheit erwar-
tungsgemäß keinerlei Problem 
dar. Obwohl auch Schammels-
dorf als Gemeindeteil von Lit-
zendorf vom Stadtbus bedient 
wird, müssten politisch Interes-
sierte von dort schon um 9 Uhr 
losfahren, wenn sie pünktlich 
zu Sitzungsbeginn anwesend 
sein wollen. Sie wären dann 
zwar ausgesprochen frühzeitig 
in Bamberg und müssten vier 
Stunden bis 14 Uhr warten, 
hätten aber beispielsweise viel 
Zeit, die innerstädtische Ge-
schäftswelt durch ausgeprägten 
Konsum zu stärken.

Ähnlich erginge es Partei-
freundInnen aus Röbersdorf, 
von wo aus man schon um 7.18 
Uhr losfahren müsste, um ge-

gen 8.41 Uhr in Bamberg ein-
zutreffen. Auch die Grünen aus 
Burgellern, Huppendorf oder 
Tiefenellern könnten sich ei-
nen ausschweifenden Vormit-
tag im Weltkulturerbe gönnen.

Wobei etwa der Huppendor-
fer Kollege mit der „Heimrei-
se“ in Schwierigkeiten geraten 
könnte, jedenfalls dann, wenn 
er die Sitzung bis zum En-
de verfolgen will. Selbst wenn 
er in Kauf nimmt, eine Li-
nie zu nutzen, die ihn ir-
gendwo auf der Land-
straße ausspuckt, 
muss er vor 17 

Uhr in 
Bamberg 

in den Bus stei-
gen, um über-
haupt noch in 
die Nähe von 
Zuhause zu 
kommen.

Er sa t z we i -
se böte sich 
ihm die 
G e l e g e n -
heit, sich 
mit seinem 
Ko l l e g e n 
aus Wei-
p e l s d o r f 
zusammen 
zu tun und 
ins glitzern-
de Bamber-
ger Nachtle-
ben zu stürzen 
– inklusive Über-

Jetzt muss Frau Nüßlein zum Arzt 
und zwar in die Stadt. Herr Nüßlein 
ist auch dort, auf Arbeit. Und weil 
hier kein Bus fährt und der Bahnhof 
schon vor Jahrzehnten dicht gemacht 
hat, haben die Nüßleins zwei Autos. 
Das ist praktisch, so kommt Sohne-
mann Nüßlein am Wochenende we-
nigstens in die Disco. Dann schlafen 
die Nüßleins meistens schlecht.

Oma Eichelsdörfer von nebenan 
kommt eigentlich gar nicht mehr fort, 
kann sich aber noch erinnern, wie 
das damals mit dem Bahnhof war. 
„Prima“, sagt sie, „in acht Minuten 
in Bamberg.“ Und heute? Arztbesu-
che? Einkaufen? Kerwa im Nach-
barort? „Da kommt dann mein Sohn 
aus Würzburg und der fährt mich 
dann mit dem Auto …“

Mit dem Beitritt der Regi-
on Bamberg zum Verkehrs-
verbund Großraum Nürnberg 
(VGN) im Jahr 2010 schien 
Besserung in Sicht. Doch die 
Planungen zu einem gemein-

samen Nahverkehrsplan für 
die über 200.000 Menschen in 
Stadt und Landkreis Bamberg 
gerieten zu einer Hängepartie. 
Am Ende erhält das jetzt vor-
liegende Papier gerade einmal 
den unbefriedigenden Jetztzu-
stand. Dabei wäre es endlich 
an der Zeit, die Verkehrspolitik 
mutig und grundsätzlich neu 
zu denken.

Mehr Verkehrspolitik 
im Haushalt

Fest steht, dass die Landkreis-
kommunen deutlich besser an 
einen insgesamt funktionieren-
den ÖPNV angebunden sein 
müssen. Dies wird in Zeiten 
stetig steigender Benzinpreise 
sowie der Alterung unserer Ge-
sellschaft ein wichtiger Stand-
ortfaktor für die Gemeinden 
werden. Wer will schon von 
der Mobilgesellschaft aufs Ab-
stellgleis geschoben werden? 
Ein flächendeckender ÖPNV 

aber wird Geld kosten, auch 
für die Gemeinden. 

Die drücken sich bislang 
größtenteils um ihre Verant-
wortung: Von 36 Landkreis-
Gemeinden geben 20 aktuell 
keinen einzigen Cent für eine 
Nahverkehrsverbindung aus. 
Aber auch der Landkreis stellt 
in seinen Haushalt nur die ÖP-
NV-Gelder ein, die er vom Frei-
staat als Zuschuss erhält, also 
ohnehin nur dafür verwenden 
darf.

ROB als 
Verkehrsdrehscheibe

Elementar wäre ein regiona-
ler Omnibus-Bahnhof im Zen-
trum Bambergs, ein ROB 
als Verkehrsdrehscheibe für 
den öffentlichen Verkehr aus 
Stadt und Land. Geplant ist er 
längst, direkt beim Bamberger 
Bahnhof – und im Jahr 2003 
hat Landrat Denzler sogar ei-
ne „mittelfristig rasche Um-
setzung“ versprochen und da-
mit Sinn für Realsatire bewie-
sen. De facto stagniert das Pro-
jekt, weil die politisch Verant-
wortlichen – Oberbürgermeis-

ter und Landrat sowie Kreis-
tags- und Stadtratsmehrheit – 
sich nicht gemeinsam dahinter 
klemmen. Die mangelnde Be-
reitschaft der Bahn, den Platz 
freizugeben, wird als Begrün-
dung vorgeschoben. Wertvolle 
Chancen sind damit bald ver-
säumt. Denn eine Fördermittel-
quelle, das Gemeindeverkehrs-
finanzierungsgesetz, wird 2017 
versiegen. Damit sind dann 
rund 4 Millionen Zuschüsse – 
ca. die Hälfte der Baukosten – 
verspielt.

Zu ergänzen wäre die Ver-
kehrsdrehscheibe ROB durch 
einen Ringverkehr im ge-
samten Landkreis. Der Ver-
kehrstrom würde nicht nur 
sternförmig auf die Stadt und 
aus ihr hinaus führen, son-
dern wichtige Knotenpunkte 
im Umland direkt verbinden – 
etwa die Krankenhausstandor-
te und die Bahnhofsstationen.

Die Attraktivität der Ge-
meinden könnte man so deut-
lich stärken. Einkaufen näm-
lich kann man auch auf dem 
Land. Und die Gastronomie 
unseres Landkreises sucht so-
wieso ihresgleichen.

Ein gut vernetztes nahverkehrssystem in 
Bamberg Stadt und land gibt es bis heute 
nicht – dabei sind Pläne und Visionen zum 
Greifen nah.

nachtung, versteht sich. Wie fit 
für die Piste dieser Grüne aus 
der Nähe von Bischberg aller-
dings am Abend noch ist, kann 
man schon fragen, denn er 
musste ja schon in aller Früh 
um 6.41 Uhr an sei-
ner Weipelsdor-
fer Bushal-
testelle 

Wie wäre es …?

Längst gibt es auch andere gute 
Ideen und Konzepte, die Mobi-
lität der Zukunft vernünftig in 
den Griff zu bekommen.

Wie wäre es mit der Wie-
derinstandsetzung von ehe-
mals existierenden Schienen-
wegen? Agilis etwa macht es 
vor. Das „Schäätzer Bockäla“ 
ist den Älteren noch in bester 
Erinnerung. Und wie wäre es, 
wenn in Staffelbach und ander-
orts zumindest ein paar Mal 
am Tag wieder ein Triebwagen 
hält?

Wie wäre es mit einer Nut-
zung der Wasserstraßen? Bam-
berg ist ja auch das Venedig des 
Nordens. Mit Regnitz, Main 
und Main-Donau-Kanal sind 
wir hier geradezu gesegnet. 
Wasserbusse verbinden die Or-
te an Kanal und Flüssen mitei-
nander und mit der Stadt. In 
anderen Städten hat sich so et-
was zu einer Touristenattrakti-
on entwickelt.

Wie wäre es mit einem 
Ausbau des Radwegenetzes? 
Manchmal wirkt auch eine 
Fuß- und Radwegebrücke an 

… oder ein Konjunkturprogramm für Bamberger läden und hotels?

Der Bus nach Weipelsdorf
stehen, um überhaupt pünkt-
lich um 14 Uhr im Landrat-
samt zu sein. Dafür hat er de-
finitiv keine Gelegenheit mehr, 
am selben Tag nach Hause zu 

kommen: Mittags 
f ä h r t 

der letzte Bus zurück.
Vielleicht steckt hinter dem 

mangelhaften ÖPNV-Angebot 
im Landkreis (und dort nicht 
nur in den genannten Orten!) 
also gar kein Versagen von Ver-
kehrspolitik, sondern ein pass-

genaues Konjunkturpro-

gramm für Einzelhandel und 
Hottellerie? Oder aber eine ef-
fiziente Abwehr von Bürgerbe-
teiligung bei Kreistagssitzun-
gen … sys
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die Mietzahlungen der drei Be-
teiligten Brose Baskets, Firma 
Ebert und Stadt bzw. ISO e.V. 
(als Träger der Jugendräume). 
Feste Verträge oder Vereinba-
rungen gibt es noch mit keiner 
Partei.

Das Risiko (ein Absprin-
gen der Firma Ebert als Mie-
terin wird in der Gerüchtekü-
che schon gehandelt, ein Abrei-
ßen der Glückssträhne der Bro-
se Baskets ist nicht unmöglich) 
liegt also allein bei der „gemein-
nützigen Stadttochter“. Profi-
teur hingegen sind wieder ein-
mal die Brose Baskets, die eine 
Trainingshalle zur nahezu frei-
en Verfügung ganz nach ihren 
Wünschen neu gebaut bekom-
men, ohne dafür auch nur die 
geringste Investion oder lang-
fristige finanzielle Bindung ein-
gehen zu müssen.

sys / usa

In der Reihe ihrer Seitensprün-
ge, mit denen sie sich weit weg 
vom Sozialen Wohnungsbau 
katapultiert, setzt die Stadtbau 
GmbH mit anhaltendem und 
millionenteurem Elan erneut 
zum Abfedern an.

Neuester Posten im Stadtbau-
Fehltritte-Katalog ist der Neu-
bau einer Basketballtrainings-
halle in der Gereuth – als so 
genanntes „Jugendförderzent-
rum“ gut getarnt und hoch ge-
priesen. Untergebracht werden 
dort – neben der Trainingshal-

le und verteilt auf drei Stock-
werke – 1. Räume für die Bro-
se Baskets, die in der Halle ihr 
Training abhalten wollen, 2. 
Geschäftsräume für die Firma 
Eberth, von der das Gelände 
für eine sechsstellige Summe 

abgekauft wurde, und 3. Räu-
me für Jugendliche.

Das ganze Projekt, das die 
Stadtbau GmbH stemmt, kos-
tet voraussichtlich 3,5 Mio Eu-
ro, von denen 578.000 Euro 
das städtische „Wohnungsbau-
unternehmen“ selbst aufzubrin-

gen hat. Fast 3 Mio Euro hofft 
man, über vielfältige Fördergel-
der zu finanzieren: Rund 1 Mio 
Euro kommt von Bund und 
Land über das im Stadtteil Ge-
reuth laufende Programm „So-
ziale Stadt, die Stadt Bamberg 

schießt 350.000 Euro zu, au-
ßerdem hat man als Geldge-
ber noch die Bayerische Lan-
desstiftung (524.000), die Ober-
franken-Stiftung (500.000), 
die Dr.-Robert-Pfleger-Stiftung 
(250.000), den Bayerischen Ju-
gendring (200.000) und ISO 

e.V. (50.000). Verbindlich sind 
diese Zusagen aber zumeist 
noch nicht.

Doch wenn Jugendarbeit 
schon das einzige „Soziale“ ist, 
was dort stattfinden soll, wel-
chen Raum werden die Jugend-
lichen bei dem millionenschwe-
ren Vorhaben überhaupt ein-
nehmen?

Die geplanten Jugendräume 
im Erdgeschoss des so genann-
ten „Jugendförderzentrums“ 
bestehen aus einem Gruppen-
raum (60 qm), Küche, Büro, 
Toiletten und Umkleiden für 
die Halle. Betreut werden sie 
im Rahmen der offenen Ju-
gendarbeit und im Auftrag der 
Stadt vom Verein ISO e.V. 

Die Trainingshalle darf von 
den Jugendlichen dann genutzt 
werden, wenn die Brose Bas-
kets sie nicht brauchen, und 
das auch nur zu Sportzwecken, 
nicht etwa für andere Veran-
staltungen (Musik o. ä.). Offizi-
ell heißt es, dass 80% der Hal-
lennutzung für die Jugendli-
chen reserviert bleibt – da darf 
man gespannt sein. 

Aber selbst wenn das so ist: 
Jugendliche, die in der Halle 
spielen werden, gehören größ-
tenteils zum Profi-Nachwuchs 
der Brose Baskets, der übri-
gens auch von ISO e.V. betreut 
wird, diesmal im Auftrag der 
Profi-Basketballer. Diese Nach-
wuchsförderung hat ein großes 
Einzugsgebiet und hohe Anfor-

derungen und wird sich des-
halb allenfalls zufällig und nur 
geringfügig an Gereuther Ju-
gendliche richten.

Der Bayerische Jugendring, 
der anfangs mit einem Zu-
schuss von 350.000 Euro ein-
geplant war, reduzierte deshalb 
auch seinen Zuschuss um gute 
40%. Es werden nur noch die 
ausschließlich von den Jugend-
lichen genutzten Räume geför-
dert.

Doch Oberbürgermeister, 
Stadtratsmehrheit und Stadt-
bau GmbH halten weiterhin 
an dem Vorhaben fest. Und 
das, obwohl nicht nur der so-
ziale Nutzen für die Gereuther 
Jugendlichen mehr als fraglich 
ist, sondern auch die Finan-
zierung auf wackligen Füßen 
steht. Eine Refinanzierung ih-
res Investitionsanteils erhält 
die Stadtbau GmbH nur über 

Nach den Hartz-Reformen mit 
der Einführung einer reinen 
Grundsicherung auch für bis-
her Erwerbstätige, die arbeits-
los werden, kam es zu einem 
radikalen Ausbau des Niedrig-
lohnsektors in Deutschland, 
der nun zu den Größten in Eu-
ropa gehört und amerikani-
schen Verhältnissen gleicht. 
Dass nun auch ein Großteil der 
Vollzeit-Erwerbstätigen auf auf-
stockendes Hartz IV angewie-
sen ist, ist das Ergebnis. Dazu 
kommt, dass Deutschland als 
eines der letzten Länder in Eu-
ropa noch keinen allgemeinen 
gesetzlichen Mindestlohn hat.

Das häufig angeführte Ar-
gument, Mindestlöhne würden 
Arbeitsplätze vernichten und 
somit die Arbeitslosigkeit noch 
verschärfen, wird von  Ger-
hard Bosch, Präsident des Ins-
tituts Arbeit und Qualifikation 
(IAQ ) an der Universität Duis-
burg-Essen, nicht bestätigt. Er 

sieht die Beschäftigung von Er-
wachsenen nicht beeinträchtigt 
und auch geringe Risiken bei 
Jugendlichen.

Leider wird bei schlechter 
Konjunktur in vielen Betrie-
ben der Tariflohn auch da-
durch umgangen, dass die Ar-
beitenden zur informellen Aus-
dehnung ihrer Arbeitszeit ge-
zwungen werden. Das ist vor 
allem in kleineren Betrieben 
gängig und steht natürlich 
auch beim Mindestlohn als Ge-
fahr im Hintergrund. Ein Min-
destlohn kann deshalb nur ein 
Zwischenschritt zu einer deut-
lichen Erhöhung der Kaufkraft 
in Deutschland sein, die seit 15 
Jahren stagniert.

Immer wieder empörend ist, 
wie einige Lobbyisten wie die 
„Initiative Neue Soziale Markt-
wirtschaft“ (INSM) Behaup-
tungen aufstellen, die sie nicht 
ausführlich begründen, wie et-
wa, dass bei einem Mindest-

lohn von 7, 50 Euro 
eine Verteuerung der 
Waren um 40 Pro-
zent zu erwarten sei. 
Der DGB kommt hin-
gegen in einer Stu-
die von 2008 zu dem 
Ergebnis, dass sich 
ein flächendeckender 
Mindestlohn zu ei-
ner wahren Beschäf-
tigungsmaschine ent-
wickeln kann, und 
bietet damit eine deut-
liche Gegenstudie an.

Auch die bisheri-
gen Mindestlöhne in 
den einzelnen Branchen haben 
laut Böckler-Stiftung zu keinem 
Jobverlust geführt. Ist es nicht 
viel eher ein Skandal, dass in-
zwischen jeder vierte Deutsche 
nur einen Niedriglohn verdient 
(durchschnittlich 6,68 Euro pro 
Stunde in Westdeutschland)? 
Laut Böckler beziffern sich die 
staatlichen Einsparungen im 
Bereich der sozialen Transfer-
leistungen auf knapp 2 Milliar-
den Euro, würde es einen Min-
destlohn von 8,50 Euro geben. 
Jeder, der für einen ausgegliche-
nen Haushalt plädiert, müsste 
also Anhänger eines Mindest-
lohns sein. Die Zahl zeigt aber 

auch, in welch hohem Ausmaß 
der Staat hier eine zentrale Auf-
gabe übernimmt, für die ei-
gentlich die Marktwirtschaft 
zuständig sein müsste, nämlich 
für den Lebensunterhalt ihrer 

Mindestlohn  
und Mindestrente 
sind überfällig
Prognosen, Gerüchte und Propaganda kreisen um 
die Streitthemen Mindestlohn und Mindestrente. 
Die aktuelle Forschung auf diesem Gebiet zeigt, 
dass ein Mindestlohn keine arbeitsplätze kostet 
und eine Mindestrente aufgrund einer neuen 
Massenarmut im alter längst überfällig ist.

ArbeitnehmerInnen zu sorgen.
Auch die Mindestrente kann 

nur ein Zwischenschritt auf 
dem Weg dahin sein, die ge-
setzliche Rentenversicherung 
wieder auf sichere Füße zu stel-
len. Laut Focus leben bereits 
jetzt knapp eine halbe Million 
Rentner in Altersarmut und be-
ziehen Grundsicherung.

Bei Altersarmut denkt die öf-
fentliche Diskussion immer an 
eine Folge der gesellschaftli-
chen Alterung. Das vergange-
ne Jahrhundert zeigt allerdings, 
dass diese Entwicklung nicht 
zwangsläufig ist: Die Lebenser-
wartung stieg in Deutschland 

von 1900 bis 2000 um über 
30 Jahre, der Anteil der Über-
65-Jährigen stieg von unter 5 
auf über 17 Prozent und zu-
gleich halbierte sich der Anteil 
der Jugendlichen. In dieser Zeit 
nahm die Altersarmut nicht 
zu, sondern sank deutlich. Der 
Wohlstand der Erwerbstätigen 
stieg deutlich – ungeachtet kür-
zerer Arbeitszeiten.
Fazit: Die Altersarmut heute 
ist nicht Folge einer demografi-
schen Entwicklung, sondern ei-
ner sozialen Umverteilung von 
unten nach oben. Auch deswe-
gen ist sie überfällig: die Min-
destrente. DK

Mindestlohn und Mindest
rente sind zentrale  Punkte 
in den Wahlprogrammen 
der Grünen auf Bundes und 
landesebene. Bereits in den 
Jahren zuvor gab es mehre
re anträge der Bundestags
fraktion, um den Weg dort
hin zu ebenen. 
www.gruenebundestag.de

Seitensprung-Liste
… oder was die Stadtbau GmbH in den letzten Jahres alles pro-
jektierte, das nichts mit sozialem Wohnungsbau zu tun hat.

• Rettung der Stechertarena im Jahr 2010, nachdem de
ren damalige Eigentümerin Sabo Gmbh kurz vor der Pleite 
stand, mit einer Bürgschaft in höhe von 2,5 Mio Euro.

• Bau einer tiefgarage auf dem ERBaGelände für 6,2 Mio Eu
ro (eigentlicher Bauherr war die Campus tiefgaragen Gmbh 
unter Beteiligung der Stadtbau); außerdem Erwerb eines 
Grundstücks und Bau von 22 luxuswohnungen.

• Bau des Jugendgästehauses am Kaulberg für 6 Mio Euro 
(aus dem Konjunkturpaket der Bundesregierung).

Stadtbau Gmbh: auf abwegen zum Korbleger
Eine neue trainingshalle für die Brose Baskets wird als Jugendförderzentrum deklariert und von der Stadtbau Gmbh gebaut

Das Gelände der Firma Eberth, Kornstraße / Lerchenweg in der Gereuth. Foto: Max Schaible

 Karikatur: Christiane Pfohlmann
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Angesichts des angespannten 
Wohnungsmarkts fasste der 
Stadtrat vor eineinhalb Jahren 
zumindest einmal einen rich-
tigen Beschluss, nämlich den 
völlig veralteten Mietspiegel 
anzupassen. Der nämlich ver-
hindert überzogene Mietpreis-
steigerungen und hilft vor al-
lem HartzIV-EmpfängerInnen 
oder anderen Leistungsbezie-
herInnen dabei, dass ihre Mie-
ten überhaupt vom Staat über-
nommen werden. 

Im Dezember 2011 also stell-
te der Stadtrat 150.000 Euro be-
reit, um einen neuen Mietspie-
gel erstellen zu lassen. Natür-
lich ging man davon aus, dass 
im Sozialreferat mit diesem 
Geld entsprechende Aufträge 
vergeben würden. Doch nichts 
geschah.

Ende Juni 2012 kam dann die 
Verwaltung überraschender-
weise mit dem Thema „Miet-
spiegel“ noch einmal in den 

Stadtverwaltung verschleppt 
Mietspiegel
Ein Stadtratsbeschluss vom Dezember 2011 ist bis heute nicht umgesetzt, 
und der Kämmerer reibt sich die hände vor Sparfreude.

Stadtrat und ließ die Frakti-
onen erneut darüber abstim-
men, in der Hoffnung und mit 
dem Vorschlag, das Vorhaben 
abzublasen. Aber die Stadtrats-
mehrheit blieb bei ihrer Hal-
tung (wie ja schon sechs Mona-
te vorher).

Im Oktober, also wieder vier 
Monate später, wurde dann 
der Auftrag ausgeschrieben. 
Die Verwaltung brauchte also 
mehr als hundert Tage, um ein-
fach nur bekannt zu machen, 
dass dieser Auftrag vergeben 
wird und man sich dafür be-
werben kann.

Im April 2013 – ein weiteres 
halbes Jahr später – schaffte es 
die Stadtverwaltung endlich, 
den Stadtratsmitgliedern im Fi-
nanzsenat das Ergebnis zu prä-
sentieren, das darin bestand, 
dass sich vier Büros um den 
Auftrag beworben hatten.

Noch in der Pressemitteilung 
vom November 2012 hatte der 

Oberbürgermeister verkünden 
lassen, dass im Sommer 2013 
endlich ein neuer Mietspie-
gel vorliegen würde. Davon ist 
man bei solcher Verwaltungst-
rödelei freilich inzwischen weit 
entfernt – jetzt ist von „Ende 
2013/Anfang 2014“ die Rede. 
Wobei es zu dieser „Erfolgs-
meldung“ mit Sicherheit keine 
oberbürgermeisterliche Presse-
mitteilung geben wird!

Als die GAL in der Sitzung 
diese beschämende Chronolo-
gie darstellte, erntete sie nicht 
viel mehr als Schweigen, Desin-
teresse und Achselzucken. So-
ziale Gerechtigkeit und Woh-
nungsnot spielen in Rathaus 
und Verwaltung eine Rolle 
ganz hinten unten. Lieber spart 
man auf Kosten der armen 
Leute – denn Fakt ist: Sobald 
der Mietspiegel vorliegt, muss 
die Stadt tiefer in Kasse greifen.

sys

Im Mai 2013 wurde dem Stadt-
rat die Fortschreibung des 
„Stadtentwicklungsplans Woh-
nen“ vorgestellt, womit die von 
der GAL bereits seit Jahren an-
geprangerte illegale Praxis der 
Stadtverwaltung öffentlich ent-
larvt wurde. Ohne Weiteres 
legte der von der Stadt beauf-
tragte Gutachter Dr. Klaus-Pe-
ter Möller (Büro für System-
analysen) die jährlichen Miet-
preissteigerungen der Jah-
re 2001 bis 2011 in konkreten 
Zahlen vor.

Genau das hatte hingegen die 
Stadtverwaltung in den letzten 
Jahren immer hartnäckig ver-
weigert. Entsprechend diesen 
durchschnittlichen Mietpreis-
steigerungen hätte die Stadt 
nämlich auch die so genannten 
„Kosten der Unterkunft“ erhö-
hen müssen, also das Geld, das 
beispielsweise Hartz-IV-Emp-
fängerInnen erhalten, um ihre 
Miete zahlen zu können.

Jahrelange 
illegale Praxis

Laut Gesetz sind die Sätze dem 
örtlichen Mietmarkt regelmä-
ßig anzupassen. Die Stadtver-
waltung unterließ dies aber, im-
mer mit Verweis darauf, man 
könne keine belastbaren Zah-

Wenn die Mieterhöhung klingelt …
In Bamberg herrscht Wohnungsmangel, aber 
Bamberg versäumt es ausreichend bezahlbaren 
Wohnraum zu schaffen. Vor allem Bedürftige 
werden um ihr Geld betrogen, weil die Stadt auf 
ihrem Rücken spart. Das bestätigt nun der aktu
elle „Stadtentwicklungsplan Wohnen“.

che Haushalte mit Wohnraum 
versorgt sind, legt die Analyse 
von Klaus-Peter Möller leider 
nur Zahlen von 2004 vor, doch 
dürfte sich die Situation seither 
eher zugespitzt haben. Zu die-
sem Zeitpunkt gab es 25.650 
Mieterhaushalte in Bamberg, 
von denen 8.200 aufgrund ih-
res Einkommens und der 
Haushaltsgröße berechtigt wa-
ren, eine geförderte Sozialwoh-
nung zu beziehen. Gleichzeitig 
gab es 2.750 Sozialwohnungen 
in Bamberg, wovon mindes-
tens ein Drittel mit nicht mehr 
förderberechtigten MieterIn-
nen belegt waren. Von den ca. 
8.200 einkommensschwachen 
Haushalten konnten somit nur 
ca. 1.900 (also nicht einmal ein 
Viertel) Sozialwohnungen nut-
zen. Alle übrigen kamen nicht 
zu ihrem Recht.

Versäumnisse 
der Stadt

Die Stadt nimmt hingegen 
kaum ein Instrument wahr, das 
zur Entschärfung der Lage füh-
ren könnte. Eine Kappungs-
grenze als Mietpreisbremse, 
die neuerdings von Kommu-
nen eingeführt werden kann, 
wurde vor kurzem auf SPD-An-
trag einstimmig im Stadtrat be-
schlossen, aber damit wird nur 
an Symptomen herumgedok-
tert. Eine Mieterhöhung wird 
damit zwar auf maximal 15% 
innerhalb von drei Jahren gede-
ckelt, aber am Wohnraumman-
gel ändert das leider überhaupt 
nichts – mal abgesehen davon, 
dass 15% immer noch eine zu 
hohe Grenze sind. Damit diese 
Kappungsgrenze gilt, muss dies 
von der Stadt übrigens erst be-
antragt werden, und das dauert 
– vermutlich lange genug, da-
mit Vermieter noch schnell vor-
her die Miete hochsetzen.

Um gegen den Wohnraum-
mangel in Bamberg vorzuge-
hen, wären es etwa nötig eine 
Sozialwohnungsquote in Be-
bauungsplänen festzulegen, die 
Stadt als „Gebiet mit erhöhtem 
Wohnraumbedarf“ auszuwei-
sen (höhere Fördermittel beim 
Wohnungsbau) oder städtische 
Flächen in Eigenregie mit kla-
ren sozialen Vorgaben zu ent-
wickeln. Alles Anträge der 
GAL, die schon wieder seit lan-
ger Zeit auf ihre Behandlung 
warten.
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Durchschnittlicher Mietpreis für eine 60 bis 80Quadratme
terWohnung (laut „Stadtentwicklungsplan Wohnen“ 2013): 
2001 6,25 Euro
2006 6,57 Euro (Mietpreiserhöhung in 5 Jahren um jährlich 1%)
2010 7,44 Euro (Mietpreiserhöhung in 4 Jahren um jährlich 

2,9%)
2011 8,72 Euro (Mietpreiserhöhung von 2010 auf 2011: 17,2 %)

Foto: Maria Lanznaster / pixelio.de

berg zu zahlen war. Ihre tat-
sächlichen Kosten für Unter-
kunft und Heizung/Nebenkos-
ten (KdU) betrugen insgesamt 
785.836 Euro, pro Bedarfsge-
meinschaft waren das 411 Eu-
ro. Anerkannt wurden davon 
jedoch nur 742.599 Euro (pro 

BG 388 Euro), also über 
40.000 Euro weniger. 

Diese 40.000 Eu-
ro mussten die 

Betroffenen 
aus ihren 

Rege l-
l e i s -
tun-
gen 

be-
zah-
l e n , 
 a l s o 
v o n 

dem Geld, 
das eigentlich 

für Lebensmittel, 
Hygieneartikel, Klei-

dung und den täglichen 
Bedarf gedacht ist.

Vier Mal so 
hoher Bedarf an 
Sozialwohnungen

Bedürftige Menschen haben 
in Bamberg aber auch kaum 
Alternativen, denn der Woh-
nungsmarkt, vor allem im unte-
ren Preissegment ist dicht. Da-
rüber, wie einkommensschwa-

re seit 2009 also erwartbarer-
weise ein Millionenbetrag.

Das wurde auf Anfrage der 
GAL im Familiensenat öffent-
lich. Die GAL hatte gefragt, bei 

wie vielen Hartz-IV-

Empfänge-
rInnen die Stadt nicht die tat-
sächlichen Mietkosten über-
nimmt. Und so lauten die har-
ten Fakten: 1.918 so genann-
te Bedarfsgemeinschaften BG 
– also Familien, Paare oder 
Einzelpersonen – gab es bei-
spielhaft im Oktober 2012, de-
ren Miete von der Stadt Bam-

Mund absparen. Diese Pra-
xis ist illegal – und Stadtver-
waltung mit Oberbürgermeis-
ter Starke an der Spitze ist das 
natürlich auch voll bewusst, 
ebenso wie dem Stadtrat, wo 
es die GAL oft genug 
zur Sprache ge-
bracht 
hat.

480.000 
Euro jährlich 
auf Kosten der 
Armen gespart
Aber es rechnet sich für den 
Stadthaushalt: 40.000 Euro 
sparte sich die Stadt beispiels-
weise allein im Oktober 2012 
auf diese Weise. Hochgerech-
net auf das gesamte Jahr wären 
das 480.000 Euro, über die Jah-

len über Mieterhöhungen re-
cherchieren. Ein entsprechen-
der GAL-Antrag wurde lange 
nicht behandelt. Die übrigen 
Fraktionen schauten dem Trei-
ben über Jahre wortlos zu. 
Derzeit wird nun endlich 
auf Stadtratsbeschluss ein 
neuer Mietspiegel er-
stellt, der dann die ge-
wünschten Zahlen lie-
fern und mit Sicher-
heit drastische Erhö-
hungen bei den Mie-
ten feststellen wird. 
(Siehe auch Artikel 
unten.)

Fakt ist aber, dass 
seit 2009 und bis 
heute Bedürftige zu 
wenig „Kosten der 
Unterkunft“ von der 
Stadt erhalten. Die 
im Herbst 2012 gnädig 
bewilligte KdU-Erhö-
hung ab 1.1.2013 um 5% 
(gerechnet bzgl. 2008) ent-
spricht nicht annähernd den 
tatsächlichen Mieterhöhungen 
für die Betroffenen, die jetzt 
durch Möller vorgelegt wurden 
(siehe Kasten).

KdU-BezieherInnen müssen 
den Betrag, um den sie von der 
Stadt geprellt werden, aus ihren 
Regelleistungen entnehmen, 
sich also buchstäblich vom 
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Wolfgang Grader
Bundestagskandidat (Erststimme) 
Bamberg-Forchheim

„Achtung auf Gleis 6 – eine Durch-
fahrt“. Der Zug rumpelt an uns vor-
bei, der Kandidat lächelt ungerührt in 
die Fotolinse. Wolfgang Grader kann 
der Bahnhofstrubel nicht aus der Ru-
he bringen - Lärm, Betriebsamkeit, Ei-
le und Zeitdruck scheinen ihm geradezu 
den rechten Rahmen für Entspannung 
zu geben. „Wenn ich im Zug sitze, genie-
ße ich es, auszuruhen und Zeitung zu le-
sen“, meint der Mittelschullehrer bei un-
serem Fototermin am Bamberger Bahn-
hof – und steuert sogleich auf den Kiosk 
zu, um die SZ zu kaufen.

Welche Bedeutung hat der Bahnhof 
für Wolfgang Grader? „Es ist ein Ort 
der Bewegung, der Begegnung und der 
Ferne“, sagt er, der viel unterwegs ist 
und noch viel mehr Leute kennt - über-
all auf der Welt. Berlin, wo er als Vorsit-
zender der Tibet Initiative Deutschland 

die Vereinsgeschäftsstelle regelmäßig 
aufsucht, und Wien, wo er geboren ist 
und wo seine pflegebedürftigen Eltern 
und sein Zwillingsbruder leben, sind 
die wichtigsten Ziele seiner Zugreisen. 
Daneben noch zahlreiche Orte in ganz 
Deutschland, an denen er Vorträge über 
Tibet und die Unterdrückung des tibeti-
schen Volkes hält.

Was kommt da zusammen? „Na, Tau-
sende von Kilometern im Jahr auf je-
den Fall – im Schnitt bin ich einmal die 
Woche auf der Schiene“, antwortet der 
Stammgast der zweiten Klasse lächelnd. 
„Aber ich freue mich jedes Mal wieder, 
auf Bamberg zuzufahren und von fern 

schon die Altenburg zu sehen – für mich 
ist das Heimkommen“, fügt er hinzu.

Ärger über die Bahn, über Pannen, 
Verspätungen oder verstopfte Toilet-
ten? Das passt nicht so recht zu Wolf-
gang Grader, den Tibet-Experten, der 
buddhistische Gelassenheit überzeu-
gend mit wienerisch-fränkischer Gemüt-
lichkeit paart – und irgendwie ja auch 
körperlich repräsentiert. „Früher habe 
ich mich schon manchmal geärgert, heu-
te habe ich mehr Verständnis“, sagt er, 
vor allem seit er mehr über das Funk-
tionieren dieses großen Betriebs weiß, 
über Kabelklau, Selbstmordvorfälle 
oder andere Hintergründe, die kaum ei-
ner kennt.

Und dann bringt Wolfgang Grader 
noch einen fast philosophischen Gedan-
ken vor: Der Bahnhof sei für ihn auch 
ein „Ort zwischen den Zeiten“, von dem 
aus er etwa in die Vergangenheit fahre, 
nach Wien zu seiner Familie, aber auch 
in die Zukunft, zu neuen Menschen und 

Gesprächen. Und als er das ausspricht, 
wirkt er wie einer, der vielleicht gera-
de an einem Bahnhof, der so viele Mög-
lichkeiten eröffnet, genau weiß, wo sein 
Platz ist.

Steckbrief:

+++ geb. 1960 in Wien, seit 
1994 in Bamberg +++ Stell-
vertretender Schulleiter, 
 Diplom-Theologe +++ Vorsit-
zender der „Tibet  Initiative 
Deutschland e.V.“ +++ GAL-
Stadtrat seit 2002 +++ Face-
book: „Wolfgang Grader“

Ursula Sowa
Landtagskandidatin
Stimmkreis Bamberg-Land: Erststimme
Stimmkreis Bamberg-Stadt: 
Zweitstimme Listenplatz 3
Ursula Sowa hat sich den lebendigsten 
Ort für ihr Portrait ausgesucht: die Un-
tere Brücke. Es ist ein Feiertag Nachmit-
tag, die Sonne scheint. Auf der Brüstung 
sitzen die Leute, unterhalten sich, sind 
guter Laune, essen Eis. An uns rollen 
Kinderwagen und Rollstühle vorbei, um 
die Mitorai-Skulptur gruppiert sich ein 
Pulk von rot-uniformierten RadlerInnen 
(falsche Farbe für unser Foto!), und japa-
nische Touristinnen fotografieren alles, 
was nicht rechtzeitig fliehen kann.

„Mein Lieblingsort in Bamberg“, sagt 
Ursula Sowa und es ist klar, dass das an 
den Menschen liegt. Die GAL-Stadträtin 
und ehemaligen Bundestagsabgeordnete 
liebt Kontakt und Gespräche. „Hier be-
gegne ich eigentlich immer Leuten, die 

ich kenne.“ Sagt sie – und schon ertönt 
von der Seite ein freudig-schrilles „Uu-
uschiiii“. Es ist „Uschis“ Frisör (Foto), 
der sogleich auf sie zustürmt und fach-
männisch ihre Frisur in Augenschein 
nimmt. Er wird begleitet von seiner auf-
geregt umher hüpfenden Hündin Ma-
ja, die aber heute etwas vorsichtig be-
handelt werden muss, weil sie ihre Ta-
ge, ihr Besitzer aber das Höschen ver-
gessen hat: „Nicht dass du dich schmut-
zig machst, Uschi!“. Nach kurzem Small-
talk – „Uschi“ ist jetzt über alles auf dem 
Laufenden – kann das Foto-Shooting 
weiter gehen.

Dass sie sich in dem Menschentru-
bel auf der Unteren Brücke wohl fühlt, 
braucht Ursula Sowa nicht mehr zu er-
klären. Sie strahlt einfach. „Mir gefällt 
es, zu beobachten, wie Menschen öffent-
liche Räume für sich erobern, für sich 
nutzen, sie prägen und beleben“, sagt die 
Architektin, die sich als Politikerin viel 
mit Stadtplanung beschäftigt.

„An der Unteren Brücke finde ich 
auch die Pole spannend, die hier deut-
lich werden: zwischen Neu und Alt, al-
so Kunigunde und Mitorai, zwischen 
den so unterschiedlichen Menschen, die 
sich hier aufhalten, zwischen der Har-
monie, die man heute hier fühlt, und 
den rechtsextremen Parolen, mit de-
nen immer wieder die Gedenktafeln be-
schmiert werden.“

Ob sie die Brücke nicht hässlich fin-
det? „Doch, sehr hässlich“, antwortet 
Ursula Sowa, „aber auch das erzählt 

wieder etwas: nämlich die Geschich-
te der Kriegszerstörung in Bamberg.“ 
Bei ihren Wegen über den Fluss wählt 
die Weltkulturerbe-Freundin Ursula So-
wa nicht die pittoresk-romantische Obe-
re Brücke, sondern deren als Bausünde 
verschriene Stiefschwester flussabwärts. 
„Und von hier kann man ja wiederum 
gut auf Obere Brücke und Altes Rat-
haus blicken …“ Sie lächelt verschmitzt, 
als sie das sagt.

Steckbrief:

+++ geb. 1957 in Würzburg, 
lebt seit 1973 in Bamberg +++ 
verheiratet, drei erwachse-
ne Kinder +++ Architektin 
+++ GAL-Stadträtin 1990–2002 
und seit 2008, derzeit Frak-
tionsvorsitzende +++ Bundes-
tagsabgeordnete 2002 bis 2005 
+++ Zweite Vorsitzende der 
„Freunde der Villa Concordia“ 
+++ Facebook: „Ursula Sowa“

Ulrike Heucken
Bezirkstagskandidatin
Stimmkreis Bamberg-Stadt: Erststimme
Stimmkreis Bamberg-Land: 
Zweitstimme Listenplatz 1

„Dieser Ort ist für mich der Beweis da-
für, dass Demokratie funktioniert“, sagt 
Ulrike Heuken beim †-Fototermin 
im Hainbad. Sie war sozusagen an vor-
derster Front dabei, als sich 2009 ge-
ballter Bürgerwiderstand zur Rettung 
des Hainbads formierte, das aus versi-
cherungstechnischen Gründen von den 
Stadtwerken geschlossen werden sollte.

Der Erfolg ist sichtbar: Das Hainbad 
wurde zur „Hainbadestelle“, einige Sa-
nierungsmaßnahmen wurden durchge-
führt und das Baden im Fluss ist jetzt 
legal und wird von den Stammgästen 
wie eh und je genossen. Auch das Kin-
derbecken konnte gerettet werden. „Das 
haben wir Bürger geschafft“, meint die 
Grünen-Politikerin stolz dazu, „ein Sieg 
der Demokratie“.

Und genau das ist es, was sie mit dem 

Ort Hainbad verbindet: „Hier haben 
sich Menschen ganz unterschiedlichen 
Alters, verschiedener Herkunft und 
auch gegensätzlicher politischer Rich-
tungen zusammengefunden und vereint 
für ihr gemeinsames Ziel gekämpft. Es 
war ein beeindruckender Zusammen-
halt – ein tolles Gefühl, dabei zu sein.“ 
Und ganz wichtig für die stellvertre-
tende Bürgervereins-Vorsitzende: „Das 

Hainbad zeigt, dass es sich lohnt, für et-
was zu kämpfen.“ Kein weiter gedankli-
cher Weg zur Frage nach Heuckens Mo-
tivation, wenn sie - nun schon zum drit-
ten Mal - für den Bezirkstag kandidiert: 
„Mit Beharrlichkeit lässt sich etwas än-
dern.“

Das Hainbad ist ihr Symbolort für 
„Kraft“ im politischen Geschäft, „aber 
auch für Entschleunigung“, wie sie be-
tont. Hier hat sie viel Zeit verbracht, als 
ihre beiden Töchter noch klein waren, 
hier hat sie ihnen Schwimmen beige-
bracht. Hier kommt sie manchmal, noch 
vor ihren täglichen Bürostunden zum 
Schwimmen her, hier liest sie Unterla-
gen zur Vorbereitung auf die Stadtrats-
sitzungen.

Während sie für die † ihren Stamm-
platz auf der großen Wiese und ihre ge-
mietete Kabine (Nr. 55) zeigt, schlendert 
sie grüßend und lachend durch die son-
nenanbetenden Hainbad-BesucherIn-
nen. „Ach, hallo, Uli! – Hey, Sansa!“ Ein 
Hainbad-Urgestein in seinem Element.

Steckbrief:

+++ geb. 1963 in Bamberg +++ 
zwei Töchter +++ gelernte 
Arzthelferin, Geschäftsfüh-
rerin der Sandkerwa GmbH +++ 
stellvertretende Vorsitzende 
des Bürgervereins Sand +++ 
GAL-Stadträtin seit 2002 +++ 
Bezirksrätin seit 2006

Gerhard Olesch
Bezirkstagskandidat
Stimmkreis Bamberg-Land: Erststimme
Stimmkreis Bamberg-Stadt: 
Zweitstimme Listenplatz 12

Dieser Fototermin ist ziemlich musika-
lisch. Denn Gerhard Olesch hat die † 
zum Probenbeginn seines Streich-Quin-
tetts bestellt. Im Hintergrund hört man 
also Geige und Kontrabass, während 
der passionierte Musiker und Kulturpo-

litiker fürs Foto posiert und erklärt, was 
für ihn diese Situation bedeutet.

„Musik ist mein Leben“, bringt er es 
kurz und knapp auf den Punkt, und das 
ist an seinem Lebenslauf unschwer zu er-
kennen. 

Gerhard Olesch, der aus einem einfa-
chen Elternhaus stammt, begann zwar 
erst mit zwölf Jahren Geige zu spielen, 
lernte dann aber unglaublich schnell 
und leidenschaftlich. Mit 16  Jahren be-
suchte er neben der Regelschule die Vor-
klasse zur Hochschule, studierte später 
Bratsche, Schulmusik und Instrumental-
pädagogik. 

Eigentlich hätte er Orchestermusiker 
werden wollen, aber ein Unfall mit dem 
Roller im Alter von fünf Jahren, verbun-
den mit einem komplizierten Ellenbo-
genbruch, verhinderte diese Karriere. 
Den jungen Studenten brachte das kei-
neswegs von der Musik weg. Olesch ar-
beitete an verschiedenen Musikschulen, 
baute als Leiter die Kreismusikschule 
Bamberg auf (bis 2002), war Musikleh-
rer an Gymnasien und ist heute vor al-
lem freiberuflich tätig.

Am liebsten ist ihm das Dirigieren. 
Mimt er also gerne den Chef, gibt ger-
ne den Ton an? „Nein“, lacht Gerhard 
Olesch, „das ist eher mein Dilemma, 
der Typ bin ich überhaupt nicht. Oft sa-
gen meine Musiker, ich sei zu weich und 
müsste härter auftreten. Aber natürlich 
bin ich als Dirigent gezwungen, zu sa-
gen, wo’s lang geht.“ 

So ganz erfolglos kann er damit nicht 
sein, immerhin blickt das von ihm ge-
gründete und geleitete Kammerorches-
ter auf eine mehr als 20jährige Geschich-
te zurück. Was den Teamplayer an der 
Orchestermusik fasziniert, ist „der Facet-
tenreichtum und der von allen gemein-
sam erarbeitete Erfolg“.

In seinem Quintett fühlt er sich be-
sonders wohl, „weil wir hier auf Augen-
höhe arbeiten – das funktioniert prima 
und macht richtig Spaß.“ Doch die Ge-
duld der Kollegen für das Foto-Shoo-

ting des Chefs und ihre Hintergrundrol-
le ist nach dreißig Minuten auch been-
det und so heißt es streng aus dem Off: 
„Gerhard, wir müssen jetzt endlich an-
fangen!“ 

Also bedeutet das: Tschüss für die 
†-Leute und Dvořák für Gerhard – 
am 7. September bei den Rosengarten-
Serenaden muss das Stück schließlich 
sitzen.

Steckbrief:

+++ geb. 1954 in Osnabrück, 
seit 1991 in Huppendorf (bei 
Königsfeld) +++ ein erwach-
sener Sohn, ein „ Nachzügler“ 
wird erwartet +++  Bratschist, 
freiberuflich Musiklehrer 
und Dirigent +++  Vorsitzender 
„Rosengartenserenaden Bam-
berg e.V.“ und Mitglied im 
Landesvorstand  der „Jeunes-
ses musicales Deutschland“ 
+++ seit 2007 Kassier der 
Grünen Bamberg-Land

Andreas Lösche
Landtagskandidat
Stimmkreis Bamberg-Stadt: Erststimme
Stimmkreis Bamberg-Land: 
Zweitstimme Listenplatz 6

Fototermin am Bamberger Clavi-
us-Gymnasium – dort werden gera-
de Bauarbeiten durchgeführt. Auf ei-
nem Firmenschild wird mit „Komplett-
sanierung“,  „Projektentwicklung“ und 
„Schlüsselfertigbau“ geworben. Begrif-
fe, die auch im übertragenen Sinn zum 
Thema des gewählten Ortes passen.

Denn für Andreas Lösche symboli-
siert die Schulhaus-Baustelle CG mehr 
als Mauersteine, Elektroleitungen und 
Dämmmaterial. „Hier wird für mich 
die größte Baustelle in der Landespolitik 
sichtbar: die Bildung“, sagt der Grünen-
Politiker, der auch am Wahlprogramm-
teil Bildung der bayerischen Grünen 
fleißig mitgearbeitet hat.

Wörter wie „Bildung“, „Schule“ oder 
„Lernen“ wirken wie ein Knopfdruck 
bei Andreas Lösche. Er ist sofort im Dis-
kussions-Modus und setzt gezielt Argu-
mente im Gespräch. Seine politische Lei-
denschaft merkt man ihm an, wenn er 
kritisiert, wie unflexibel und ideologisch 
von der CSU am starren bayerischen 
Bildungssystem festgehalten wird, vor 
allem an der Trennung der Kinder nach 
vier Jahren Grundschulzeit. „In der Ent-
wicklung eines Kindes ist das der un-
günstigste Zeitpunkt“, weiß der Vater 
von drei Söhnen, die allesamt Bamber-
ger Gymnasien besuchen. „Überall in 
Europa lernen die Kinder mindestens 
sechs Jahre zusammen, und auch in ei-
nigen anderen Bundesländern geht das 
– nur Bayern ist stur.“

Visionen für eine andere Schule teilt 
der Germanist, der selbst mehrere Jah-
re als Realschullehrer arbeitete, mit sei-

ner Partei: mehr Ganztagsangebote, die 
nicht nur Verwahrung bedeuten, mehr 
Eigenverantwortung und Gestaltungs-
rechte der einzelnen Schulen, weniger 
Notendruck, mehr Schulsozialarbeit, 
wohnortnahe Grundschulen auch in 
kleinen Gemeinden.

Mit der Bildungspolitik hat Lösche 
sich ein heikles und heiß umstrittenes 
Politikfeld ausgesucht. Da muss man ei-
niges aushalten, oder? „Stimmt“, meint 
er mit fester Stimme und kampfeslusti-
gem Lachen - das Ärmel-Hochkrempeln 
fürs Foto nimmt man ihm ab. Dass er 
hartnäckig sein kann, beweist er seit vie-
len Jahren bei seinem Einsatz für einen 
„Nationalpark Steigerwald“ – auch eine 
„schwierige Baustelle“, die Beharrlich-
keit erfordert.

Der „Andy“ ist ein Mensch, der sich 
oft und gerne zu Wort meldet, der sach-
lich und engagiert diskutiert und Freu-
de an der Auseinandersetzung hat. Er ist 
aktiv in sozialen Netzwerken, streckt sei-
ne Fühler nach allen Seiten aus, will de-
battieren und überzeugen. Ein aktiver 
Demokrat im besten Sinne also – und 
folgerichtig sind Demokratiekultur und 
Medienbildung für ihn auch wichtige 
Lerninhalte in der Schule.
Steckbrief:
+++ geb. 1967 in Nürnberg, 
kam 1990 nach Bamberg, seit 
2000 in Oberhaid +++ verhei-
ratet, drei Söhne +++ M.A. 
Germanistik / Politische Wis-
senschaften +++ Kreisvorsit-
zender der Grünen Bamberg-
Land seit 2006 +++ Engagiert 
im Kirchenvorstand und als 
Basketball-Jugendtrainer +++ 
www.andreas-loesche.com +++ 
Facebook: „Andy Loesche“ +++ 
twitter.com/AndreasLoesche 
+++ youtube: Andreas Lösche

Was sagt der Ort mir?
Was sage ich mit 

diesem 
Ort?

Was KandidatInnen erreichen wollen, ihre politischen Ziele und Inhalte, das lässt 
sich ausführlich in Wahlprogrammen nachlesen – oder hier in der †. Aber wel-
cher Mensch steckt eigentlich hinter so einer Kandidatur, was für ein Typ ist das, 
welche Gedanken bewegen, welche Situationen beflügeln ihn oder sie?
Die † hat versucht, den Bamberger Grünen-KandidatInnen für Bundestag, 
Landtag und Bezirkstag etwas näher zu kommen und dies mit einem Portrait-Fo-
to zu verbinden. Wir fragten: Welcher Ort in Bamberg hat für dich Symbolkraft 
und welche Bedeutung oder Botschaft verbindest du damit? Die Antworten wa-
ren ebenso unterschiedlich wie spannend und haben ergiebige †-Fototermine 
und Gespräche ergeben. Hier die KandidatInnen an den von ihnen selbst gewähl-
ten Symbol-Orten. Texte: sys – Fotos: Erich Weiß

Quintettprobe

Clavius-Gymnasium

Bahnhof

Hainbad

Untere Brücke

Eins, zwei, GRÜN – Richtig wählen!
Bei allen anstehenden Wahlen haben Sie zwei Stimmen zu vergeben.
Bei der Bundestagswahl sind die Zweitstimmen – also die Wahl einer Partei – aus-
schlaggebend für die Zusammensetzung des Bundestags. Aber auch mit der Erst-
stimme für eineN KandidatIn (in Bamberg: Wolfgang Grader) setzen Sie ein Zei-
chen für grüne Politik. Außerdem hat Lisa Badum (Forchheim) auf Listenplatz 13 
beste Aussichten, in den Bundestag einzuziehen. (Lisa Badum Seite 8)
Bei Landtags- und Bezirkstagswahl sind hingegen beide Stimmen gleichermaßen 
entscheidend. Und: Mit der Zweitstimme wählen Sie nicht eine Liste, sondern ei-
neN KandidatIn auf der Liste – man kann sein Kreuzchen also auch bei einem hin-
teren Listenplatz machen. So können KandidatInnen auf hinteren Plätzen nach 
vorne gewählt werden.
Deshalb haben die Bamberger Grünen in Stadt und Land diesmal eine so genann-
te Überkreuz-Kandidatur bei der Landtagswahl ausprobiert. Die Bamberger Stadt-
rätin Ursula Sowa ist Direktkandidatin (Erststimme) im Stimmkreis Bamberg-Land, 
während Andreas Lösche aus Oberhaid um die Erststimmen in Bamberg-Stadt 
wirbt. Wählen kann man sie dennoch überall beide – entweder direkt mit der Erst-
stimme oder über die Liste mit einem Kreuz direkt vor dem Namen. Der Vorteil 
könnte sein, dass Sowa und Lösche auf der Oberfranken-Liste nach vorne rutschen 
und beide ein Mandat erhalten.
In jedem Fall empfiehlt sich: Beide Stimmen für GRÜN !!!
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Sand im OB-Hirn 
und in der  
Parkraum-
bewirtschaftung
Ob der Oberbürgermeister in 
seinem Rathaus wohl eine gro-
ße Schublade mit Sand hat, in 
die er immer dann seinen Kopf 
steckt, wenn ihm politische 
Entscheidungen zu heikel und 
unbequem werden?

Beim Parkraumbewirtschaf-
tungskonzept hat man doch 
schwer den Eindruck. Seit Jah-
ren geht Bamberg mit dem 
Thema schwanger, Ende 2009 
gab es dann endlich einen 
Grundsatzbeschluss des Stadt-
rats, die öffentlichen Stellplätze 
in der Innenstadt neu zu ord-
nen und teilweise kostenpflich-
tig zu machen. Doch nach in-
tensiven Lobby-Protesten ei-
nes Teils der Einzelhändler in 
der City knickten OB Starke 
und die Stadtratsmehrheit ein 

und fassten einen aufschieben-
den Beschluss: Die Stadtver-
waltung sollte Sondierungsge-
spräche mit den Wirtschafts-
verbänden und den Beteiligten 
des Masterplan-Verfahrens (al-
so BürgerInnen aus der Bürger-
beteiligung) führen, um die da-
mals unübersichtliche Gemen-
gelage zu klären und für den 
Stadtrat zu dokumentieren.

Dieser Beschluss wurde im 
Februar 2011 gefasst, mit dem 
Auftrag, noch vor der Sommer-
pause in einer zweiten Lesung 
zu berichten. Doch die fand 
bis heute – zwei Jahre später – 
nicht statt. Vielmehr herrscht 
Stillstand an der Parkplatz-
front, und im oberbürgermeis-
terlichen Hirnzentrum rieselt 
vermutlich der Sand.

Längst hat die GAL bean-
tragt, dass es endlich vorwärts 
geht und der Stadtrat handfes-
te Beschlüsse fassen und auch 
umsetzen muss. Und die GAL 
steht mit ihrer Kritik nicht al-

lein. Auch der kürzlich vom 
Stadtrat beschlossene Nahver-
kehrsplan für Stadt und Land-
kreis schreibt der Stadt ins 
Hausaufgabenheft, dass ei-
ne ÖPNV-Förderung mit ei-
ner konsequenten Parkraumbe-
wirtschaftung verbunden sein 
muss.

Vielleicht sollte man das 
Oberhaupt der Stadt in einer 
konzertierten Bürgeraktion 
endlich aus seiner Sandschub-
lade ausgraben … sys

Umweltsenat  
radelt rückwärts

Noch 2012 setzte der Um-
weltsenat der Stadt ein löbli-
ches Ziel: Jährlich sollten 5 Eu-
ro pro Einwohner für den Rad-
verkehr ausgegeben werden, al-
so ca. 350.000 Euro pro Jahr. 
Vorausgegangen war eine lan-
ge und akribische Vorarbeit 

des Fahrradforms (ein Gremi-
um aus Stadtrat, Stadtverwal-
tung und Verbänden), das eine 
so genannte „Radverkehrsstra-
tegie“ erstellt hatte. Diese war 
vom Umweltsenat einstimmig 
beschlossen worden, samt der 
5-Euro-pro-Kopf-Marke.

Im Haushaltsentwurf für 
2013 hatte der Kämmerer –
trotz der einstimmigen Emp-
fehlung aus dem Umweltsenat 
– jedoch null und nichts ein-
gestellt. Was der Umweltsenat 
beschließt, ist dem Kämmerer 
egal – und auch ein Pflichtge-
fühl des Oberbürgermeisters 
gegenüber Gremien wie dem 
Fahrradforum gibt es nur bei 
Sektempfängen und Begrü-
ßungsreden. Auf Antrag der 
GAL konnte man sich bei den 
Haushaltsberatungen dann we-
nigstens auf 50.000 Euro eini-
gen (praktisch nur ein Erinne-
rungsposten im Etat).

Im März beschäftigte sich 
der Umweltsenat erneut mit 

der Radverkehrsstrategie und 
wurde prompt auf Linie ge-
bracht. Man radelte gehorsam 
rückwärts und stutzte brav sei-
ne Ziele zusammen. Die Senats-
mitglieder wollen nun nur noch 
200.000 Euro jährlich für den 
Radverkehr. Gegen die Stim-
men der GAL, denn das ist 
nicht nur ein Rückschritt, son-
dern auch ein Schlag ins Ge-
sicht all derer, die sich am Fahr-
radforum beteiligt haben. Und 
ob es die 200.000 Euro dann 
wirklich im Haushalt gibt, ist 
ohnehin fraglich, wie die be-
reits gemachten Erfahrungen 
zeigen. Nicht selten stimmen 
Mitglieder des Umweltsenats, 
die auch im Finanzsenat sitzen, 
in den jeweiligen Sitzungen völ-
lig unterschiedlich ab.

Verkehrspolitik mit Politi-
kerInnen, die in die eine Rich-
tung blinken und in die andere 
Richtung radeln, kann ja auch 
nicht zielführend sein.

 sys

R A T H A U S M A i n

Lisa Badum Bundestagswahl listenplatz 13

geb. 1983 in Forchheim, wohnt 
in Forchheim
Dipl.Politikwissenschaftlerin
Wissenschaftliche 
Mitarbeiterin im Wahlkreisbüro 
von MdB Uwe Kekeritz (Fürth)
Mitarbeiterin bei der 
naturstrom aG (Forchheim)
Kreisrätin und Kreisverbands
Sprecherin in Forchheim
Sprecherin im Grünen
landesarbeitskreis Frauen und 
Gleichstellungspolitik
Mitglied im Parteirat der 
bayerischen Grünen

Valentin Motschmann Bundestagswahl Direktkandidat 
lichtenfelsKulmbach

geb. 1987 in Schönbrunn/Bad 
Staffelstein
Politikwissenschaftler (Ba)
Mitglied im Kreisvorstand 
Grünelichtenfels und im 
Bezirksvorstand Grüne
Oberfranken
Grüner Vertreter beim 
aktionsbündnis „Weismain 
ist Bunt“ und bei nEO (neue 
Energien Obermain)

Klaus Fischer landtagswahl listenplatz 14

geb. 1958 in Bamberg, wohnt in 
Gundelsheim 
Dipl. Ing. (Fh), ItBerater und 
Service Manager bei einem 
Elektrokonzern
verheiratet, zwei erwachsene 
töchter
Kreisvorstand Grüne Bamberg
land 19962002, seit 2007 
Vorstandssprecher

Manfred Neumeister Bezirkstagswahl listenplatz 3 

geb. 1956 in Wittenberg, wohnt 
in hollfeld
Stadtrat hollfeld, Kreisrat 
Bayreuth
verheiratet, eine tochter 
Fahr und Sicherheitslehrer, 
Dozent des DVR
Vorsitzender des Bayerischen 
Fußballverbands der landkreise 
Bamberg, Bayreuth und 
Kulmbach

Magdalena Mayer landtagswahl listenplatz 9

geb. 1984 in amberg, wohnt 
seit 2006 in Bamberg
DiplomRomanistin, 
Fremdsprachenlehrerin
GalVorstandsmitglied

aktiv bei der Bamberger 
FlüchtlingsInitiative „Freund 
statt fremd“

Peter Gack Bezirkstagswahl listenplatz 12

geb. 1958 in Bamberg
DiplomBetriebswirt, 
Geschäftsführer GRIBS
drei Kinder, ein Enkelkind
Stadtrat 1984–90 und seit 1996
Initiator der ersten Bamberger 
Bürgersolardächer, heute 
Geschäftsführer von acht 
Projekten in der Region
Mitbegründer Bamberger 
Süßholzgesellschaft
Fährmann am Mühlwörth 
(Projekt „ChanceJugend
Fähre“)

Weitere Kandidatinnen und Kandidaten aus 
der Region Bamberg

Eine Spende  
macht noch keinen  
Wahlsieg!
aber viele kleine Spenden, 
viele kleine hilfen bei aktio
nen, viele kleine Diskussionen 
– die können schon Großes 
bewegen.
Deshalb, unterstützen Sie den 
GrünenWahlkampf mit ei
ner Spende auf unser Konto 
578 012 304 bei der Sparkasse 
Bamberg BlZ 770 500 00.
Informieren Sie sich bei unse
ren InfoStänden und Veran
staltungen – und überzeugen 
Sie FreundInnen, KollegInnen, 
Verwandte.
Bringen Sie sich aktiv mit ein, 
gestalten Sie mit, werden Sie 
Mitglied! Kontakt: kreisver
band@gal.bamberg.de
Immer aktuelle Infos über die 
Gal: www.gal.bamberg.de

Sonntag, 21. Juli 2013,  
11 Uhr
Windkraft und Denkmal
schutz – Vortrag mit 
 Diskussion
Referent: Dr. Thomas 
Gunzelmann vom Baye-
rischen Landesamt für 
Denkmalpflege
„Gasthaus Steigerwald“, 
Lisberg

Montag, 22. Juli 2013
MdL Christian Magerl  
in Bamberg
16.30 Uhr: Ortsbegehung 
Flugplatz Breitenau mit BI 
Lichteneiche und Umwelt-
verbänden
18.00 Uhr: „Lärmschutz, 
Naturschutz – was bringt 
uns der Flugplatz-Aus-
bau?“, Info-Abend,   
Sportheim Lichteneiche

Donnerstag, 8. August 
2013
MdB Uwe Kekeritz  
in Bamberg
19.30 Uhr: Info-Abend 
„Das grüne Steuerkon-
zept“, VHS-Kantine, 
Tränkgasse, Bamberg

Sonntag, 15. September 
2013
Landtags und Bezirks
tagswahlen

Sonntag, 22. September 
2013
Bundestagswahl

Donnerstag, 1. August 
2013, 19.30 Uhr
Die Affaire Mollath (siehe 
Anzeige oben)

Weitere Infos:
www.gal.bamberg.de

T e r m i n e

Immer aktuell
www.gaznet.de
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Mehr 
Steuergerechtigkeit

Das ist das Hauptziel der grü-
nen Steuerreform. Alle Haus-
halte mit einem zu versteuern-
den Jahreseinkommen* (siehe 
Kasten) unter 60.000 Euro zah-
len weniger Steuern. Bei knapp 
70.000 Euro und darüber fal-

len bei Ledigen höhere Steu-
ern an (konkret bei 70.000 Eu-
ro sind das rund 50 Euro mehr 
im Jahr).

Spitzensteuersatz 
erhöhen 
Der Spitzensteuersatz ab 80.000 
Euro zu versteuerndem Jahres-
einkommen* soll auf 49 Pro-
zent ( jetzt 42 Prozent) ange-
hoben werden. Dieser wird 
aber erst für jeden Euro ab der 
Schwelle von 80.000 Euro fäl-
lig. Und: Nur für die einkom-
mensstärksten zehn Prozent 
der Haushalte würde das eine 
Steuererhöhung bedeuten. 

* Wer beispielsweise 4.000 
Euro monatlich verdient, er
hält ein Jahresbruttoein
kommen von 12 x 4.000 = 
48.000 Euro. Sein „zu ver
steuerndes Jahreseinkom
men“ ist der Betrag, nach
dem vom Jahresbruttoein
kommen noch Werbungs
kosten, Betriebsausgaben, 
Sonderausgaben, Behinder
tenpauschbetrag, Kinder
freibeträge usw. abgezogen 
werden. Es liegt, individu
ell verschieden, also immer 
unter dem Jahresbruttoein
kommen.

Dass die Zahlen des Grünen 
Steuerkonzepts übrigens 
korrekt berechnet sind, wur
de inzwischen sogar durch 
eine mikrodatenbasierte 
analyse im auftrag der Ini
tiative neue Soziale Markt
wirtschaft (InSM), wahrlich 
keine grünnahe Organisati
on, bestätigt.

Vermögensabgabe 
einführen

Vermögen ist hierzulande sehr 
ungleich verteilt. Etwa 82.000 
Menschen – das ist ein Tau-
sendstel der deutschen Bevöl-
kerung – besitzen ein Netto-
Vermögen von über 1.600 Mil-
liarden Euro. Und das reichste 

1 Prozent der Bevölkerung be-
sitzt 35 Prozent des gesamten 
Vermögens.

Das grüne Steuermodell will 
eine auf zehn Jahre befristete 
Vermögensabgabe von 1,5 Pro-
zent einführen. Diese soll nur 
für Personen gelten, die als Ein-
zelne über ein Privatvermögen 
von mehr als 1 Mio oder über 
ein Betriebvermögen von mehr 
als 5 Mio verfügen. Dadurch 
könnten wir die Staatsverschul-
dung um 100 Milliarden Euro 
reduzieren.

90 Prozent der deutschen 
Unternehmen, also der gesam-
te Mittelstand, blieben davon 
übrigens unberührt. Und: Die 
grüne Vermögensabgabe ist 
keine Substanzbesteuerung, sie 
verringert nicht das Betriebs-
vermögen, sondern wird fällig, 
wenn auch Gewinn gemacht 
wird, und vom Gewinn wer-
den maximal 35 % als Vermö-
gensabgabe erhoben.

Vom Ehegatten-
splitting zur Kinder-
grundsicherung

19 Milliarden Euro kostet jähr-
lich das Ehegatten-Splitting. Je-
des vierte Kind aber hat nichts 
davon, weil es bei nicht ver-
heirateten Eltern oder in einer 

Einelternfamilie aufwächst. 
Dagegen profitieren kinderlose 
Ehepaare von dieser Subventi-
on.

Die Grünen wollen das Split-
ting sozialverträglich und 
schrittweise abbauen, indem in 
einem ersten Schritt der Steu-
ervorteil eines Ehepaars auf 
maximal 1.500 Euro begrenzt 
wird. Erst ab einem Jahresein-
kommen von 78.000 Euro wür-
den zum Beispiel Alleinverdie-
ner-Ehepaare mit zwei Kindern 
mehr Steuern zahlen. 

Dem gegenüber soll der Sys-
temwechsel zur Kindergrund-
sicherung eingeleitet werden, 
was Familien mit geringem 
und normalem Verdienst zugu-

te kommen wird. So soll eine 
Familie mit zwei Kindern und 
einem Einkommen von 45.000 
Euro mehr Geld als heute be-
halten (528 Euro pro Jahr, bei 
einem Kind 264 Euro).

Und auch das soll 
sich ändern:

• Ende für das schwarz-gel-
be Betreuungsgeld

• Aus für die Mehrwertsteu-
erermäßigung für Hoteli-
ers

• Kein Dienstwagenprivi-
leg (steuerliche Vergünsti-
gung bei Anschaffung und 
Nutzung von Firmenwa-
gen)

• Abschaffung der Abgel-
tungssteuer (die hohe Zin-
seinkommen mit niedri-
gem Steuersatz begünstigt) 

• Verdoppelung der Erb-
schaftssteuer

sys

Sie möchten Steuergerechtigkeit wählen?
na dann: alles im grünen Bereich!
Der Mittelstand wird ausgeblutet, Familien mit 
nur einem erwerbstätigen Elternteil ans hunger
tuch gebracht, Unternehmen geht es an den Kra
gen, Grüne greifen ihrem eigenen  Klientel in 
die tasche – so oder so ähnlich klingen mancher
orts die Schauermärchen rund um das neue grü
ne Steuerkonzept. Was stimmt wirklich? Die † 
hat sich’s mal genauer angesehen.

Wohin Bündnis 90/Die Grünen die Mehreinnahmen umverteilen will.

Die Linie markiert das „zu versteuernde Einkommen“, also bereits nach Abzug von Werbungsko-
sten, Sonderausgaben etc. Laut Statistischem Bundesamtes verdienen nur 8 Prozent aller Einkom-
mensteuerzahlerInnen mehr als 5.000 Euro im Monat (60.000 Euro im Jahr). 
Quelle: MdB Gerhard Schick

Die Wirkung der Grünen Splitting-Änderungen hängt von der Kombination der Einkommen der 
beiden Ehepartner ab. Die Grafik zeigt grün, wo eine Ent-, und rot, wo eine Belastung entsteht. 
Selbst bei Alleinverdiener-Ehen, die schon heute am meisten vom Splitting profitieren, setzt eine 
Mehrbelastung erst ab einem Einkommen von rund 5000 Euro im Monat ein. 
Quelle: Prof. Dr. Frank Hechtner, FU Berlin

Enerigiewende 
Bamberg

GAL Bamberg 
auf facebook
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tes besteht ein Bedarf nach 
unkonventionell nutzbaren 
Räumlichkeiten. Der Verein 
bringt „kreative Hauswächter“ 
in Hausmeisterfunktion mit 
Hauseigentümern zusammen.

Vorteil für den Hausbesit-
zer: Er hat keine Unterhalts-
kosten, das Gebäude verfällt 
nicht und auch vor Vandalis-
mus wird es „bewacht“. Das 
Gebäude wird in bewohntem 
und belebtem Zustand außer-
dem positiv nach außen wahr-
genommen, was auch der gan-
zen Straße bzw. dem gesamten 
Viertel gut tut.

Vorteil für die MieterInnen: 
Sie erhalten günstigen, meist 
sehr großzügigen Raum für 
Wohnen oder Dienstleistungen 
oder Kultur. Oft wird von den 
VermieterInnen auf Miete ganz 
verzichtet und nur die Neben-

n e i g e d
Richtig? Falsch? Manchmal ist 
die Welt verkehrt …
Es gibt kein richtiges leben im falschen – das mag ja 
stimmen. aber offenbar gibt es richtige Ergebnisse in der 
falschen Politik.
Die „Wolfsschlucht“ ist ein Beispiel dafür. als die Stadt
verwaltung Ende 2012 in einer Eilaktion vorschlug, die 
Jugendherberge vorübergehend zu einer Unterkunft für 
asylsuchende umzufunktionieren, weil der Bedarf akut war 
und man ein Jahr lang versäumt hatte, für die absehbar 
ansteigende Zahl von Flüchtlingen Wohnraum zu suchen 
– da stimmte auch die GalFraktion schweren herzens zu. 
Denn natürlich musste man schnellstmöglich Wohnraum 
für die Flüchtlinge finden, aber auch um die Zukunft der 
Jugendherberge war die Gal besorgt. hatten wir doch 
schon vorher mehrere anfragen zum dortigen Sanierungs
bedarf gestellt, die immer abgewiegelt worden waren.
als sich dann umgehend Bürgerprotest in der nach
barschaft in Bug formierte und der PopulismusZar im 
Stadtrat, norbert tscherner, sich sofort mit einem Bürger
begehren dran hängte, war die politische Gemengelage 
wiederum beklemmend uneindeutig. Einerseits war ein 
Erhalt der Jugendherberge wünschenswert und die Unter
bringung von asylsuchenden dort auch in ihrem eigenen 
Interesse ziemlich ungeeignet. andererseits bemäntelte ein 
von den aktiven zur Schau getragenenes „herz für Jugend
liche“ ganz klar auch Ressentiments gegen Flüchtlinge, ras
sistische Vorurteile und Widerwillen gegen „ausländische 
Sozialschmarotzer“.
Vor diesem hintergrund ist es einigermaßen unerträg
lich, aber leider nicht von der hand zu weisen, wie diese 
„falsche“, weil widerlich anmutende Politik dann doch zu 
einem „richtigen“, weil erfreulichen Ergebnis führte. Um 
den Bürgerentscheid zu verhindern, ging Oberbürgermei
ster Starke einen Kompromiss ein. Die Jugendherberge 
bleibt erhalten – eine Sanierung, die auch die Gal immer 
wollte, muss nun finanziert werden. Für die Flüchtlinge 
werden andere und (hoffentlich) geeignetere Unterkünfte 
gesucht – da gibt es noch einigen handlungsbedarf. Und 
das eingesparte Geld für den Bürgerentscheid (60.000 
Euro) soll für asylsozialbetreuung eingesetzt werden, was 
geradezu einen Quantensprung in der Bamberger Kommu
nalpolitik darstellt, denn hier stieß die Gal bislang perma
nent auf taube Ohren bei der Stadtratsmehrheit, wenn sie 
mehr Geld forderte. sys

Jetzt ist es amtlich: Voraussicht-
lich im Frühjahr 2015 wird 
der Bund die Bamberger US-
Flächen offiziell in Empfang 
nehmen, also ein halbes Jahr 
nach dem Abzug der Amerika-
ner. Federführend wird die BI-
mA, Sparte Verwaltungsange-
legenheit, sein (BImA = Bun-
desagentur für Immobilienauf-
gaben). Und die Sparte Facili-
ty Management wird dann zu-
ständig sein für die weitere Si-
cherung der Fläche bis zu einer 

endgültigen Entscheidung, ob 
und wann die Stadt Bamberg 
ihr Vorkaufsrecht ausübt und 
die Fläche komplett erwirbt. 
Das nämlich ist noch lange 
nicht in trockenen Tüchern.

Klar ist aber heute schon, 
dass die Infrastruktur der Flä-
chen (Wasser-, Strom-, Entsor-
gungs- und Fernwärmeleitun-
gen) von der BImA nur „im 
entleerten bzw. abgeschalte-
ten Zustand“ (O-Ton Stadtver-
waltung) übernommen wird. 

Grund dafür: Die BImA hat 
nach ihrer eigenen Aussage kei-
nerlei Mittel für deren Instand-
haltung, nicht einmal für eine 
vorübergehende.

Verkeimung  
und Korrosion

Was bedeutet das? Für die 
meisten Leitungsnetze bedeu-
tet ein länger währender „ent-
nahmeloser Zustand“ schlicht 
und einfach Verkeimung bzw. 
Korrosion. Dem Stadtrat wur-
de klipp und klar prophezeit: 
„Bei einem längere Zeit andau-
ernden Stillstand (mehr als ein 
halbes Jahr!) ist daher zu pro-

gnostizieren, dass still gelegte 
Leitungsnetzteile daher weitest-
gehend erneuert werden müss-
ten.“ Funktionierende Infra-
struktur ließe man also ohne 
Not einfach kaputt gehen – ei-
ne Ressourcenverschwendung 
sondergleichen.

Der Stadtrat sollte sich nun 
überlegen, mit welcher Hand-
habe er diesen Schildbürger-
streich verhindern kann. Die 
Rolle der Stadt ist dabei denk-
bar undankbar, da sie ja noch 
nicht im Besitz der Flächen ist, 
sondern die Rolle eines nahe-
zu Rechtlosen einnimmt. Die 
Stadtverwaltung meinte da-
zu ziemlich vage, dass es maß-
geblich von den künftigen Pla-
nungsüberlegungen abhängen 
werde, ob und an welcher Stel-
le es sinnvoll sei, Leitungsnet-
ze zu erhalten oder aufzugeben. 
Und man wolle weiterhin im 
Gespräch mit den Spartenträ-
gern der BimA bleiben.

Viele Gebäude 
bei Übergabe 
bezugsfertig

Diese Aussagen lassen erken-
nen, dass sich David von Go-
liath zwar nicht alles gefallen 
lassen will, aber noch nicht so 

richtig weiß, wohin er mit sei-
ner Schleuder zielen soll. Denn 
es ist sehr unwahrscheinlich, 
dass die Stadt Bamberg bis zum 
Frühjahr 2015 weiß, wo es pla-
nerisch lang geht. Nach jetzi-
gem Stand soll bis zum Früh-
jahr 2015 nur ein – im Rahmen 
der BürgerInnenbeteiligung er-
arbeitetes – Rahmenkonzept 
vorliegen, auf dem die eigent-
lichen weitergehenden Planun-
gen basieren.

Für die GAL ist klar: Die 
Leitungsnetze dürfen nicht 
dem Verfall anheim gegeben 
werden, volkswirtschaftlicher 
Schaden ist zu verhindern. 
Doch kann das gelingen? Ja, es 
kann.

Die Geschoßwohnungen, 
die Kasernen und die verschie-
denen Dienstleistungseinrich-
tungen sind zum Übergabe-
zeitpunkt größtenteils bezugs-
fertig, auch wenn im Früh-

jahr 2015 noch niemand genau 
weiß, was künftig daraus wird. 
Die GAL schlägt deshalb das 
Prinzip „Wächterhäuser“ vor, 
also strategisch gut ausgewähl-
te Häuser in Teilen und nur be-
fristet zu vermieten, so dass die 
Versorgungsleitungen genutzt 
werden.

Kurzfristig vermietet 
– erhalten und 
bewacht

So wird es beispielsweise schon 
in Leipzig oder Bremen prak-
tiziert. Der Leipziger Verein 
„HausHalten e.V.“ hat das Ziel, 
Leerstand zu vermeiden, durch 
kurzfristige Mietverträge Ge-
bäude in der Nutzung zu hal-
ten und somit auch zu pflegen 
bzw. zu erhalten. Denn auch 
jenseits des üblichen Mietmark-

„Wächterhäuser“  
auf dem USGelände?
Wenn das USGelände ins Eigentum des Bundes übergeht, stehen die Ge
bäude erst einmal längere Zeit leer– und alle Versorgungsleitungen wer
den ungenutzt bleiben. Ein solcher „entnahmeloser Zustand“ führt aber 
unweigerlich zum Verfall und zu einem Wertverlust an Infrastruktur in Mil
lionenhöhe. Doch es gibt eine alternative, meint die Gal.

kosten abgerechnet. Im Gegen-
zug verzichten die MieterInnen 
auf Kündigungsschutz, wenn 
der Vermieter eine andere Nut-
zung findet.

Was privaten Hauseigentü-
mer in Leipzig taugt, ist auch 
ein probates Modell für Bam-
berg, das die Stadt mit der BI-
mA baldmöglichst und mit 
höchster Priorität verhandeln 
sollte. Auch hier würde das nur 
Vorteile bringen, nämlich ei-
nen Werterhalt der sonst ver-
fallenen Versorgungsleitungen. 
Die GAL wird einen Antrag in 
die nächste Sitzung des Kon-
versionssenates am 17.9.2013 
einbringen, in der Hoffnung, 
dass der alternative Korrosi-
onsschutz durch echte Miete-
rInnen auch eine Mehrheit fin-
det.

Ursula Sowa

Konversionssenat stimmt Galantrag „IBa“ zu
Die grüne Idee, eine IBa (Internationale Bauausstellung)nach 
Bamberg zu holen, stellte GalStadträtin Ursula Sowa auf 
der titelseite der letzten † no. 77 vor. Unterstützt wird 
die Idee seither von zahlreichen architektInnen und weiteren 
Bamberger BürgerInnen, an ihrer Spitze der frühere Baurefe
rent der Stadt, Carsten Jonas. Der entsprechende Gal antrag, 
die Idee einer IBa in Bamberg zu prüfen, wurde nun vom Kon
versionssenat einstimmig beschlossen.
Zum nachlesen: www.gaznet.de > †77

 Foto: Max Schaible

 Foto: Max Schaible
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Angela Merkels Politik in der 
europäischen Wirtschaftskri-
se wird immer als alternativlos 
angenommen. Das ist sie aller-
dings nicht. Im Gegenteil: Sie 
macht eigentlich alles falsch. 
Geht diese Politik so weiter, 
steht der Euro vor dem Ende. 

Das erste Problem bei der 
Einführung des Euro war der 
Glaube, man könne einen ge-
meinsamen Wirtschaftsraum 
schaffen ohne gemeinsame 
Wirtschaftspolitik. Inzwischen 
ist klar, dass die einseitige Ex-
portfixierung und die damit 
verbundenen niedrigen Löh-
ne in Deutschland zu einem re-
levanten Ungleichgewicht ge-
führt haben. Merkel spricht 
von einer starken Performance 
der deutschen Wirtschaft und 
der hohen Bedeutung der Ex-
portmacht, ignoriert dabei 
aber, dass der Exportmacht des 
einen auch die vielen Impor-
te eines anderen gegenüberste-
hen.

Zu einer verantwortungsvol-
len Europapolitik würde ge-
hören, auch die Binnenkon-
junktur in Deutschland zu för-
dern und damit ausgewogene 
Wirtschaftsbeziehungen unter 
den EU-Ländern. Mittlerwei-
le sind, was leider in den deut-
schen Nachrichtensendungen 
häufig vernachlässigt wird, nur 
noch zwei Länder in der EU 
übrig geblieben, die diese Ein-
sicht nicht haben: Deutschland 
und Großbritannien. Somit ist 
Deutschland unter Merkel zu 
einem der größten Europa-Kri-
tiker geworden.

Der Europäische Stabilitäts- 
und Wachstumspakt sieht seit 
September 2010 die Möglich-
keit vor, gegen die Länder vor-
zugehen, die einen zu großen 
Handelsbilanzüberschuss vor-
weisen. Prompt hat Deutsch-
land in den letzten Jahren seit-
dem jedes Jahr gegen diesen 
Passus verstoßen. Doch in der 
Medien-Berichterstattung ist 

davon kaum etwas zu lesen. 
Der Diskurs wird hierzulande 
einseitig geführt und dreht sich 
vor allem um deutschen Wohl-
standserhalt.

Merkel spricht immer da-
von, dass nur der Schuldenab-
bau zu mehr Wachstum führen 
könne. Inzwischen haben nur 
noch zwei europäische Län-
dern ein minimales Wachstum: 
Deutschland und Luxemburg. 
Der Grund hierfür: Die fata-
le Annahme, dass Sparen und 
Wachstum gemeinsam funkti-
onieren.

Merkel ignoriert zudem die 
Widerlegung der wichtigsten 
volkswirtschaftlichen Theo-
rie nach Reinhart und Rogoff, 
die den wissenschaftlichen Un-
terbau zu der merkwürdigen 
Kombination Sparen/Wachs-
tum lieferte. Schlimmer noch: 
Reinhart/Rogoff bauten ihr 
ganzes Datengerüst auf einem 
einfachen Fehler auf. Sie hat-
ten sich in der Bearbeitung ei-

ner Excel-Tabelle versehen. 
Umso schlimmer, dass jetzt 
die Menschen in Griechenland 
und Spanien, und Italien usw. 
aufgrund der mathematischen 
Fehlleistung zweier Volkswir-
te weiter völlig unsinnigerwei-
se geschröpft werden. Es sei da-
ran erinnert, dass in dem ach 
so humanen Europa Menschen 
wieder an Hunger leiden. Auch 
darüber wird in deutschen Me-
dien meist geschwiegen.

Währenddessen halten die 
beiden deutschen Regierungs-
parteien CDU/CSU und FDP 
an ihrem Sparpopulimus fest 
und verdonnern die gebeu-
telten EU-Länder zu Maß-
nahmen, die ganz offensicht-
lich nicht zur Sanierung ihrer 
Volkswirtschaften führen. Sie 
ziehen sich damit auf den alt-
bekannten BWL-Grundsatz 
„Sparen und Wachstum gehö-
ren zusammen“ zurück, einfach 
weil das dem ohnehin überfor-
derten Wähler so gut zu ver-

David Klanke
ist Soziologe und 

Vorstandsmitglied 
der GAL Bamberg

kaufen ist. Auf diese Weise 
wird ein mögliches komplexes 
EU-Krisenmanagement platten 
deutschen Wahlstrategie-Über-
legungen geopfert.

Wenn sich der Kurs der 
Kanzlerin nicht ändert, glau-
ben auch in Europa selbst nur 
noch Wenige an einen Fortbe-
stand des Euro. Bspw. Nobel-
preisträger Joseph Stiglitz sieht 
das Ende des Euro aufgrund 
der deutschen Politik längst 
besiegelt. Viele glauben hier-
zulande, dass Merkel den Satz 
„Scheitert der Euro, scheitert 
Europa“ wirklich ernst meint. 
Das kann bei ihrer Politik nicht 
wirklich wahr sein. Außerdem: 
Ist die Leitidee Europa von ei-
ner gemeinsamen Währung ab-
hängig? Natürlich nicht.

Wenn der Euro jetzt ausein-
ander bricht, benötigt Europa 
eine vernünftige Strategie los-
gelöst vom europafeindlichen 
Sparpopulismus unserer Kanz-
lerin. Das kann bedeuten, nach 

Ende des Euros die Wechsel-
kurse der einzelnen Länder ge-
zielt wieder aneinander anzu-
passen. Dann stimmt auch wie-
der die gemeinsame Bilanz.

Sicher ist wohl: Diese Regie-
rung fährt den Euro vor die 
Wand. Einzige Lösung bleibt 
ein Regierungswechsel im 
Herbst und ein deutliches Um-
steuern in der Wirtschaftspo-
litik, um die Binnennachfrage 
endlich anzukurbeln und die 
Exportabhängigkeit zu verrin-
gern.

Die fatale Europapolitik
K o m m e n t a r  v o n  D a v i d  K l a n k e

Es herrscht Planungschaos bei 
der Bahn. Der große Streit um 
Bambergs unaufhaltsamen 
Bahnausbau – zwei zusätzli-
che Gleise müssen verlegt wer-
den – hält an. Noch immer ist 
unklar, ob der Bahnausbau um 
Bamberg herum oder durch 
Bamberg hindurch erfolgen 
soll. Immerhin ist – angeblich – 
klar, dass die Anschlussstellen 
zu den im Landkreis befindli-
chen Strecken dadurch unver-
ändert bleiben.

Die DB hat bereits eine 
Machbarkeitsstudie für ei-
ne Ostumfahrung erarbei-
tet, nämlich entlang der Auto-
bahn in Bambergs Osten. Ei-
ne ebensolche Studie für die 
Strecke durch Bamberg auf 
der vorhandenen Trasse wur-
de nun in Auftrag gegeben. Für 
den Ausbau der Bestandsstre-
cke gibt es bislang nur eine gro-
be Planung, die zum Aufschrei 
in unserer Stadt führte, da sie 
mit sechs bis acht Meter hohen 

Lärmschutzwänden verbunden 
wäre. Die GAL hatte durch ei-
ne Aktion vor Ort schon im 
November 2010 Alarm geschla-
gen, um diese städtebauliche 
Todsünde zu verhindern. In 
der Folge gründete sich mit der 
„AG Bahnsinn“ eine Bürgerin-
itiative, die sich vehement ge-
gen die Lärmschutzwände aus-
sprach, nach Alternativen such-
te und schließlich eigene Pläne 
vorlegte, die Güterzug-Ostum-
fahrung.

Jetzt wird also bis zum No-
vember von der DB untersucht, 
wie eine stadtbildverträgliche-
re Trasse ohne hohe Mauern 
durchs Stadtgebiet gebaut wer-
den kann, die mit innovativem 
Lärmschutz versehen wird und 
die sogar eine Teil- oder Kom-
plettuntertunnelung erhält.

Dabei steht bei jedem Tun-
nelbau, der freilich in diesem 
Fall die beste Lösung darstel-
len würde, die Frage nach der 
Bezahlbarkeit im Raum. Jede 

oberirdische Streckenführung 
wird hingegen auch bei noch so 
innovativem Lärmschutz einen 
städtebaulichen Eingriff dar-
stellen, der ohne Wände nicht 
auskommt. Aber je niedriger 
die Wände, desto offener die 
Frage, ob der Lärmschutz dann 
noch ausreicht. Es ist also noch 
vieles unklar.

Die Sprecher der Stadtrats-
fraktionen der CSU und SPD 
haben jedoch schon vor Wo-
chen laut getönt, dass für sie ei-
ne Ostumfahrung auf keinen 

Fall in Frage käme, sondern 
nur eine „Binnendurchfahrt“. 
Innerhalb der CSU hat dies be-
reits zu harten Verwerfungen 
geführt. Eine solche vorschnel-
le Festlegung zu diesem frühen 
Zeitpunkt ist auch aus Sicht der 
GAL grob fahrlässig. Gründ-
liche Untersuchungen sind 
selbstverständlich abzuwarten.

Im Koordinierungskreis 
Bahnausbau (einem Gremium 
aus Stadt und DB) wurde für 
das weitere Vorgehen beschlos-
sen, sowohl Bestandsstrecken-

ausbau als auch Ostumfahrung 
weiter zu prüfen. Jedoch ist die 
Bahnsinn-Variante Güterzug-
Ostumfahrung im Auswahl-
verfahren nicht enthalten, nur 
einzelne Bauelemente (Annä-
herung an A73, ggf. in Teilen 
Tieflage bzw. Untertunnelung 
Autobahnkreuz) sollen zur Op-
timierung der DB-Ostumfah-
rung dienen. 

Damit scheint die grund-
legende Idee der AG Bahn-
sinn vom Tisch, nur Güterzü-
ge über die Ostumfahrung zu 

schicken, den ICE aber auf der 
Bestandsstrecke durch Bam-
berg fahren zu lassen – sie wä-
re damit flächensparender und 
landschaftsschonender als die 
DB-Ostumfahrung. Genau die-
se Möglichkeit sollte aber wei-
ter untersucht werden, um eine 
Vergleichbarkeit mit den ande-
ren nun in Auftrag gegebenen 
Machbarkeitsstudien zu erlan-
gen. Die GAL will sich dafür 
in der nächsten Vollsitzung am 
24.7. stark machen.
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Ene … mene … Mitte … Ost …
Bahnausbau in Bamberg
Erfolgt der Bahnausbau durch Bambergs  Mitte 
oder über eine Ostumfahrung? Im november 
fällt die Entscheidung. Derzeit werden beide 
 lösungen ernsthaft geprüft, jedoch droht die 
 Variante „GüterzugOstumfahrung“ der aG 
Bahnsinn unter den tisch zu fallen.

Die Gal tritt dafür ein, eine lösung für Bamberg zu finden, die 
nicht nur bezahlbar ist, sondern den lärmschutz auf zukunfts
orientierte Frequenzen garantiert und sowohl das Stadtbild 
nicht beschädigt also auch ökologisch vertretbar ist.
Deswegen bleiben nur zwei Varianten übrig: Entweder die 
tunnellösung durch Bamberg, wie sie jetzt auf Machbarkeit 
überprüft wird, oder die lösung der aG Bahnsinn, die eine 
Ostumfahrung nur für Güterzüge mit teilweiser Untertunne
lung und begrünter Einhausung vorsieht. Dass die DB sich auf 
ihre Ostumfahrungsvariante versteift und der Koordinierungs
kreis sich darauf eingelassen hat, ist bedauerlich und hoffent
lich noch zu korrigieren. Geprüft werden sollte auch diese Vari
ante allemal. Ursula Sowa

Oben: Die Güterzug-Ostumfahrung (ehemals Variante 4) wurde 
von der AG Bahnsinn erarbeitet. Von ihr sollen nur einige Bauele-
mente in die DB-Ostumfahrungspläne einfließen. 
Grafiken: DB, Quelle: Pressestelle Stadt Bamberg

Unten: Die Tunnellösung (ehemals Variante 5) ist die Grundlage 
für die Prüfung des Bestandsstreckenausbaus: Güterzugtunnel 
zwischen Münchner Ring und Kronacher Straße, ergänzt durch 
innovativen Lärmschutz und Tieferlegung auf Teilen der Strecke.

Standpunkt
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Dass Gelder, die für soziale 
Zwecke bestimmt sind, dann 
auch bei diesen sozialen Zwe-
cken landen – in Bamberg ist 
das nicht selbstverständlich. 
Im Gegenteil!.
Das Bildungs- und Teilhabe-
paket des Bundes ist dafür ge-
dacht, Kindern und Jugendli-
chen aus bedürftigen Familien 
Bildung und Teilhabe zu er-
möglichen: Unterricht in Mu-
sikinstrumenten, Mitglied-
schaft im Sportverein, Nach-
hilfeunterricht oder ähnliches.
Bis 2012 wurden die Mit-
tel dazu pauschal vom Bund 
über die Länder an die Kom-
munen ausbezahlt. Die hat-
ten dann dafür zu sorgen, 
dass sie bei den Kindern an-
kommen. Allerdings kam 
bald heraus, dass das in vie-
len Kommunen nicht der Fall 

ist – weshalb die GAL umge-
hend nachfragte. Und tatsäch-
lich: Wie die Verwaltung zäh-
neknirschend zugeben muss-
te, wurden vom Bund 378.000 
Euro an die Stadt Bamberg ge-
zahlt, jedoch nur 241.193 Eu-
ro von der Stadt an bedürfti-
ge Kinder weitergegeben, weil 
von den Familien nicht ge-
nug Anträge gestellt wurden. 
Knapp 140.000 Euro kamen 
also nicht dort an, wo sie hin 
sollten.
Doch wo ist das Geld abgeblie-
ben? In der Familiensenatssit-
zung im November erklärte 
Sozialreferent Ralf Haupt la-
pidar, das Geld fließe dann 
halt in den allgemeinen Sozi-
alhaushalt und werde „natür-
lich“ auch irgendwie für sozi-
ale Zwecke ausgegeben. Wel-
che, konnte er nicht benen-

nen, und dass der Sozialhaus-
halt aufgrund dieses „Geldse-
gens“ nun besser ausgestattet 
ist, trifft auch nicht zu.
Im Gegenteil, ein paar Ta-
ge zuvor hatte das Sozialrefe-
rat sogar noch abgelehnt, die 
Schulsozialarbeit auch auf 
Grundschulen auszudehnen. 
Dies sei zwar wünschenswert, 
so Haupt, aber nicht finanzier-
bar. Die 140.000 Euro, die in 
seinem Sozialbudget ja schon 
klimperten, erwähnte er wohl-
weislich nicht. Damit hätte 
man mehrere Vollzeitstellen 
für Jahre finanzieren können. 
Aber Geld will sein Chef, OB 
Starke, ja bekanntlich auch lie-
ber für andere Dinge ausge-
ben, und vom Sozialreferenten 
ist da kein Widerspruch zu er-
warten.
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Stadt unterschlägt Leistungen für arme Kinder

Sie glauben, dass Altmai-
er, Merkel & Co. die größ-
ten Energiewende-Verzögerer 
sind und im Bremsen, Hin-
dernisaufstellen und Dampf-
plaudern nicht zu übertreffen? 
Dann wissen Sie noch nichts 
von der Bamberger Berufs-
schule an der Ohmstraße.
Schon 2003 wollte GAL-Stadt-
rat Peter Gack auf dem Dach 
der Berufsschule eine Bürger-
Solaranlage bauen. Kurz zu-
vor hatte er auf der benach-
barten Fachoberschule FOS 
ein solches Projekt verwirk-
licht – mit großem Erfolg, 
viel Medienecho und in den 
folgenden Jahren mehreren 
Nachfolge-Projekten in der 
ganzen Region. Doch bei sei-
ner Nachfrage, ob auch die Be-
rufsschule ihr Dach (natürlich 
gegen Miete) dafür zur Verfü-
gung stelle, erhielt er eine ab-
schlägige Antwort.
Ein zweites Mal fragte Gack 
vor sieben Jahren an – und 
auch da hieß es wieder: Nein, 
möglicherweise wolle die Be-
rufsschule so ein Unterneh-

men selbst auf die Beine stel-
len, möglicherweise ziehe die 
Berufsschule aber auch ganz 
um. Man wusste offenbar 
nicht so recht und lehnte des-
halb erneut ab.
Im Frühjahr 2011 (die Berufs-
schule war noch immer am 
selben Ort und ohne Solar-
module auf dem Dach), stellte 
GAL-Stadtrat Wolfgang Gra-
der als Mitglied im Zweckver-
bandsrat Berufsschulen den 
Antrag, die Berufsschule sol-
le in Eigenregie eine Photo-
voltaik-Anlage einrichten. Der 
Zweckverbandsrat ließ sich 
von dem Ansinnen so halb 
überzeugen und gab Vorun-
tersuchungen in Auftrag, die 
nach einem Jahr abgeschlos-
sen waren. Danach ließ man 
noch eine Wirtschaftlichkeits-
berechnung erstellen, die wie-
derum ein Jahr dauerte.
Die Ergebnisse wurden nun 
(nach zwei Jahren) vorgelegt 
– und ihre Erarbeitung, natür-
lich durch ein Fachbüro, hat 
allein schon 5000 Euro gekos-
tet.

Dabei weiß jeder, der sich in 
der Branche auskennt, wie 
unsinnig lange vorausgehen-
de Berechnungen sind. Denn 
gerade bei den Erneuerbaren 
Energien werden in den letz-
ten Jahren so häufig und viel-
fältig die Rahmenbedingun-
gen bei Bau und Vergütung ge-
ändert, dass man das 5000-Eu-
ro-Papier – mangels Aussage-
kraft – auch gleich wieder in 
die Mülltonnen auf dem Be-
rufsschulhof treten kann.
Und was hat man beschlos-
sen? 500.000 Euro sollen (was 
die GAL freilich gutheißt) in 
die energetische Sanierung 
des gesamten Gebäudes inves-
tiert werden. Da könnte dann 
möglicherweise eventuell auch 
eine Photovoltaik-Anlage da-
bei sein. Zu Gewissheiten sah 
sich der Zweckverbandsrat 
nicht in der Lage – Hoffnung 
besteht. Noch im Jahr 2013 
soll ein Konzept dafür vorge-
legt werden. 
Merkel, Altmaier & Co. lassen 
grüßen.
 sys

nummer Eins in der Disziplin „Photovoltaik-Blockade“
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Die † wird auf Papier aus 
nachhaltiger Waldwirtschaft ge-
druckt, das mit dem FSC-Siegel 
zertifiziert ist.

Als Hannß Carl von Carlowitz 
vor genau 300 Jahren den Be-
griff „Nachhaltigkeit“ prägte, 
bezog er sich auf die Forstwirt-
schaft und wollte, dass man 
stets nur so viel Holz aus dem 
Wald hole, wie in absehbarer 
Zeit nachwachsen kann. Ver-
nünftig wirtschaften also, mit 
Blick auf den nächsten Win-

Steigerwald –  
nationalpark für Franken

ter ebenso wie auf nachfolgen-
de Generationen, den „Nach-
kommen und dem gemeinen 
Besten“, dem Gemeinwohl al-
so, dienend.

Die bayerischen Grünen sind 
der Meinung, dass ein Natio-
nalpark im Steigerwald für das 
Gemeinwohl und die künfti-
gen Generationen eine riesige 

Chance darstellt, und haben 
sich bereits 2009 auf dem Lan-
desparteitag in Bamberg für 
die Einrichtung eines solchen 
Schutzgebietes ausgesprochen. 
Seither aber verweigert die 
Staatsregierung hartnäckig ei-
ne Machbarkeitsstudie, die Für 
und Wider prüft und auch zei-
gen würde, was an den Argu-
menten der GegnerInnen sub-
stanziell und sachlich dran ist.

In einem kurzen Film erklärt 
Landtagskandidat Andreas Lö-
sche, warum er einen Natio-
nalpark für die ideale Symbio-
se aus Regionalförderung und 
Naturschutz hält:

Youtube-Kanal: 
Andreas Lösche

Im Verlauf des Wahlkampf 
gibt es dort auch noch weitere 
Filme zu aktuellen Themen mit 
regionalem Bezug.

Zum Bürgergespräch am Wahl-
Info-Stand bietet der Bamber-

Sofatalk mit  
Wolfgang Grader

ger Bundestagskandidat Wolf-
gang Grader in diesem Som-

mer eine gemütliche Alterna-
tive an: den Sofa-Talk zuhause 
im Wohnzimmer. 

WählerInnen, die den grü-
nen Kandidaten näher kennen 
lernen und mit ihm politisch 
diskutieren wollen, können bei 
Wolfgang Grader einen „Haus-
besuch“ buchen und ihn am 
besten gemeinsam mit Freun-
dInnen zum Sofa-Talk zu sich 
nach Hause einladen. Erfah-
rungsgemäß sind Runden von 
sechs bis 12 Personen am bes-
ten geeignet. 

Datum und Zeit können indi-
viduell vereinbart werden: 
Wolfgang Grader, 
Tel. 0951-2084699 oder 
bamberg@w-grader.de.

Wenn Sie in den nächsten Wo-
chen in Bamberg und Umge-
bung ab und zu mal eine Frau 
mit Fahrrad, grünem Helm 
und goldener Engelfigur beim 
Gespräch mit BürgerInnen am 
Straßenland erleben, dann ist 
das mit Sicherheit die Bamber-
ger Grünen-Direktkandidatin 
für den Stimmkreis Bamberg-

Land, Ursula Sowa. Während 
der heißen Wahlkampfphase 
wird sie per Drahtesel durch 
die Lande touren – immer mit 
ihrem Engel im Gepäck, einer 
Kunstreproduktion des Künst-
lers Ottmar Hörl.

Mit dem Engel wird die Rad-
tour zu einer Art Mitmach-Po-
lit-Performance, denn Ursu-

la Sowa stellt ihren Gesprächs-
partnerInnen, die sie unter-
wegs trifft, immer die Frage: 
„Was würden Sie sich wün-
schen, wenn dieser Politik-En-
gel Ihnen einen Wunsch erfül-
len könnte?“ 

Die Antworten will Ursula 
Sowa (bei Einverständnis der 
Befragten) nicht nur veröffent-
lichen, sondern auch im Ge-
päck mit nach München neh-
men, denn ihr Einzug in den 
Landtag ist durchaus nicht nur 
ein Engelswunsch, sondern bei 
einem guten grünen Ergebnis 
ganz real möglich.

Wer ein Gespräch und einen 
Radbesuch von Ursula Sowa 
wünscht, oder ein Stück mit ihr 
radeln möchte, kann sich mel-
den bei: 
U.S@bnv-bamberg.de oder 
0951-58145.
Immer aktuell berichtet Ursula 
Sowa über die Engelswünsche 
der BürgerInnen auf 
Facebook („Ursula Sowa“).

Die Grüne  
mit dem Engel auf Radtour

Politik im Film – von andreas lösche

i m p r e s s u m


